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Zchriften cur politizchen Bildung.
Herausgegeben von der Gesellschaft „Deutscher Staat".

I. Reihe. „Verfassung."
1. Geh Rat P>of Dr. E. Mayer, Vom alten und vom kommenden Deutschen Reich.

Reformvorschläge. 1.30 R. M.

2. Prof. vr. M. Wundt, Die Zukunft des deutschen Staates. 2. Auflage. 0.4SR.-M.

S. Oberfinanzsat yr. Bang. Staat und Volkstum. 2. Auflage. 0.90 R.-M.

4. Geb Rai Prof. v vr. vi. G. v. «elow, Einleben in die Verfassung oder Verfassungs-
änderung? 1.20 R.-M.

s. Prof vr. W. Merk. Der germanische Staat. 1,40 R.-M.

11. Reihe: „Recht "

1. Pfarrer v. Traub. Recht auf Obrigkeit. 0,45 R.-M

s. Prof. vr. W. Merk, Vom Werden und Wesen des deutschen Rechts. 2. Auflage. 2.10 R -M.

3. Prof. vr. I. Binder, Tie Gerechtigkeit als Lebensprinzip des Staates. I,— R.-M.

m. Reihe- „Wirtschaft."
1. O>-erfinar,rat vr. Bang. Volkswirtfehast und Volkstum. 5 Auflage. 2.20 R.-M.

2. vr. v. Eickstedt. Wahre Arbeitsgemeinschaft auf dem Lande. 2. Auflage. 070R. M.

3. Oderfinanzrat vr. Bang. Deutsche Wirtschaftsziele. 2 Auflage. 4.80 R.-M.

4. Prof. Dr.-Jng. M. Kloß. Der sittliche Gebalt der Arbeit. 1— R -M.

s. Prof. vr. M. Svabn. Ter Gedanke der Arbeitsgemeinschaft. 0.45 R.-M.

k. Prof. vr. Lent. ..Werksgemeinschaft." 0.45 R.-M.

7. Dipl.-Volkswirt, -Ksm. vr. Longert u. Oberfinanzrat vr. Lang, Die Grundgedanken
der Werksgemeinschaft 0W R -M.

9. Wie gründet man eine Werksgemeinschaft? 1,65 R. M.

10. Aus der Praxis der Werksgemeinschast. O.BS R.-M.

IV. Reihe: „Boden"

1. Prof. vr. vr. Pesi, Das Sondereigentum am landwirtschaftlichen Boden und die

Bedeutung der Groszgüter für den Staat. 1,20 R.-M.

V. Reihe: „Grenzlande
"

1. Geh. Reg.-Rat Prof. vr. G. Roetbe. Das geraubte deutsche Weftpreutzen. 1.35 R.-M.

2. Prof. vr. E. E. Stengel. Deutschland, Frankreich und der Rhein. 1.20 R.-M.

3. vr. Ed. Stadtler, Elsasz-Lothringen. 1,30 R.-M.

4. Freiherr Ed. von DeNinasd>.ui?n. Tie Baltischen Landesstaaten unter russischer
Herrschaft 1710 -1918 und die gegenwartige Lage im Baltikum. 0,90 R. M.

5. Oberstleutnant K Milius. Das Deutschtum in Südtirol 1.20 R M.

c. vr. Erich Kühn. Ostpreußen im Rahmen Deutschlands und die polnischen Pläne.

VI. Reihe: „Geschichte." «so R.-M.

1. Prof. vr. vi. E. Jung. Deutsche Geschichte für Deutsche. In einer Stunde.

2. Auflage. 2,10 R.-M.

2. Prof. vr. A. Wahl, Der völkifche Gedanke und die Höhepunkte der neueren deutschen
Geschichte. o.kv R.-M.

3. Prof vr. vr. E. Jung, Das ..Gesetz' der Geschichte 1,70 R.-M.

4. vr. C. ?rollmann.Amtliche Politik und vaterländischeBewegung 1807—1813. v.65 R.-M.

5. Prof.Vr Adolf Ravv. Die deutsche Monarchie. Eine ges.nichrl. «elracktuna. 0,80 R.-M.

k. Prof. vr. Br. Schumacher. Der Staat des Deutschen Ordens in Preufzen und seine
Bedeutung für das gesamte Deutschland. 0,55 R.-M.

VH. Reihe: „Volkstum."
1. Geb. Rat Prof vr. E. Mayer. Vom Adel- 0,35 R.-M.

2. Forstrat vr. Zentgraf, Wald und Volk 0.30 R.-M.

3. Prof. vr. M. Wundt, Volk. Volkstum. Volkheit. 4. Auslage. 0.90 R.-M.

4. Geh Rai Prof. v. vr. vr. <R v. Below, Die Hemmnisse der politischen Befähigung,
der Deutschen und ihre Beseitigung. 0.70 n.-M.

s. Prof. vr. Ä. Wahl. Vom schlechten und vom rechten Individualismus. 0.70 R.-M.

6. Geb Rat Prof. vr E. Mayer. Kleinstadt und Grotzftadt. v.65 R.-M.

7. vr. Claus v. Eickstedl, Der soziale Beruf wahren Adels. 1,05 R.-M.

VHI. Reihe: „Das Erbe des deutschen Geistes."
1. Geh. R R. Prof. vr. G Roethe.Deutsche Treue in Dichtungund Sage 2.Aufl. I.—R.-M.

2. Geb R.R. Prof. v. vr. H. Schwarz, Einführung in Fichtes Reden an die deutsche
Nation. 2. Auflage. 1,35 R. M.

3. Prof. vr. A. Hubner, Arndt und der deutsche Gedanke. 0.65 R..M.
4. Prof. vr. B. Bauch. Fichte und der deutsche Staatsgedanke. 0.90 R-M.

5. Prof. vr. M. Wundt. Die deutsche Philosophieund ihr Schicksal- 2.Auflage. 1.05 R.-M.
6. G. R R. Prof. o. Or. H. Schwarz. E M- Arndt, ein Führer zum Deutschtum. 1.75 M.-M.

7. Geh.-Rat Prof. vr. Max Kock. Beethoven der Kämpfer. 1.- R.-M.

8. G R. Prof. vr. M. Koch. Richard Wagners geschichtliche Sendung 2.25 R.-M.

9. St.-R. Paul Tanck, Die Gesellschaftsordnung u. ihre natürl. Grundlagen. 1.40 R.-M.

IX. Reihe.- „Christentum."
1. Prof v. Altbaus, Staatsgedanke und Reich Gottes 3. Auflage. 2,10 R-M.

2. Prof. v. Heinzelmann. Kirchliche Gemeinschaft und Volksgemeinschaft. 0,90 R-M.

3. Prof. v. von Walter. Deutschtum und Christentum. 2.— R.-M.

4. Prof. v. I. Behm, Altes Testament und deutsches Christentum. 0,90 R.-M.

5. vr. Kii. Ä. Pfannküche. Genf oder Wittenberg? 2,25 R.-M.

X. Reihe: „Weltanschauung."
1. Geh. Rat Prof. v. vr. Schwarz. Ethik der Vaterlandsliebe. 2. Auflage. 1.70 R.-M.

2. Prof. v. E. Hirsch. Die Liebe zum Vaterlande. 3. Auflage. 0,45 R.-M.

s. Prof vr.M.Wundt.DieTreuealsKern deutscherWeltanschauung. 2. Auflage. 0,7v,R.-M.
4. G.R.R.. Prof.v.vr. S»warz. WellgewissenoderVaterlandsaewissen?2.Aukl. 1.20R-M.

5. Prof. vr M. Wundt. Die Ehre als Quelle des sittlichen Lebens in Volk und Staat.

1,40 R.-M.
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Druck von Hermann Beyer Sc Söhne (Beyer ck Mann) in Langensalza.



Ä!ir ist die Aufgabe zuteilgeworden, einen Bericht über

dieLeistungen der Baltischen Ritterschaften zu gebend) Diese

Leistungen liegen abgeschlossen vor uns, ein Urteil ist daher

möglich. Eine Beschäftigung mit der Vergangenheit weckt

nicht bloß das historische Interesse, sie gibt uns auch die

Möglichkeit, durch bewußtes Wiedererleben der Geschehnisse,
einen richtigen Standpunkt zu den Fragen der Gegenwart

und Zukunft einzunehmen, denn die Lehren der Vergangen-

heit bergen in sich Wahrheiten, die dauernde Geltung be-

halten. — Ich will versuchen, in einem Rückblick auf die

Leistungen der Baltischen Ritterschaften diejenigen Momente

besonders hervorzuheben, die auch weiterhin als Richtschnur
dienen sollen. —

Über die Leistungen der Baltischen Ritterschaften im

Rahmen eines Vortrages einen erschöpfenden Bericht zu er-

statten, ist bei der Fülle des Stoffes eine schwerzuerfüllende

Aufgabe. Es sei mir daher gestattet, einige Einschränkungen
eintreten zu lassen. — Die Leistungen der Ritterschaften liegen

auf drei Hauptgebieten: 1) die aufbauende Tätigkeit, 2) die

Abwehr der Übergriffe der polnischen, schwedischen und russi-

schen Regierungen, 3) die Ausführung der Aufgaben der

Ritterschaften durch die einzelnen Glieder bei Ausübung der

ihnen durch den Landesdienst auferlegten Pflichten. — Diese

dritte Gruppe der Obliegenheiten der Ritterschaften muß ich

vollkommen fortlassen, so interessant auch die Einzelheiten
des Landesdienstes erscheinen mögen. Es sei mir nur er-

laubt hervorzuheben, daß auch nach der Polizei- und Justiz-

reform der Jahre 1887/89 die Zahl der zu besetzenden Landes-

Der Vortrag wurde am 4. April 1927 in Berlin gehalten.
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Posten, wenn man die Kreis- und Kirchspielsposten hinzuzählt,
die Zahl der Gutsbesitzer überstieg. Es trat daher eine Ämter-

kommulation ein, zumal nicht alle Gutsbesitzer Posten be-

kleiden konnten. Der Umstand, daß jeder, der nicht daran

verhindert war, an dem allgemeinen Landesdienst teilnehmen

mußte, gab dem Gutsbesitzer das Bewußtsein, als ein, wenn

auch nur kleines, Rädchen am großen Uhrwerk der Landes-

verwaltung mitwirken zu dürfen, wodurch das Interesse und

Verständnis für die Belange der Heimat geweckt und das

Pflichtgefühl gestärkt wurde. —

Das zweite Gebiet, die Abwehr der Übergriffe der Re-

gierungen, kann ich auch nur zum kleinsten Teil berühren.
Gerade in dieser Beziehung gelangte die Tätigkeit der ritter-

schaftlichen Vertretung, wenn sie Erfolg hatte, nicht zur

Kenntnis der Öffentlichkeit, da sie unbemerkt blieb, sobald

es gelungen war. rechtzeitig die Maßnahmen der Regierung

zu parieren.

Ich werdemich also auf eine Beschreibung der aufbauenden

Tätigkeit der Ritterschaften beschränken und möchte meinen

Vortrag einen „Bericht über die Entstehung, Ent-

wicklung und die aufbauende Tätigkeit der Ritter-

schaften" mit besonderer Berücksichtigung der Ritterschaft

Estlands nennen. — Obgleich ich die Geschichte der Baltischen
Gebiete als bekannt voraussetzen darf, werde ich geschichtliche
Daten soweit anführen müssen, als es der Zusammenhang

erfordert oder die Ereignisse durch Beschlüsse der Ritter-

schaften herbeigeführt wurden.

I.

Im 13. Jahrhundert bestand nach dem Vertrage von

Stenby 1238, der Dänemark den Besitz von Reval, Harrien

und Wierland zusicherte, das baltische Gebiet aus folgenden 6

von einander unabhängigen Teilen. Es waren das die

4 Bistümer: Riga, Dorpat, Ösel-Wiek und Kurland, 5) das

Ordensland und 6) der dänische Besitz in Estland. —
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Der Orden hat in seinen Gebieten, die zwischen den geist-

lichen Stiftern zerstreut lagen, die Verwaltung des Landes

meist durch Vögte ausgeübt, während die geistlichen Herren

darauf angewiesen waren, um Schutz für ihren Besitz zu

schaffen, das Land als Lehn an Vasallen zu vergeben, die

sich zur Heeresfolge verpflichten mußten. Dasselbe war in

dem dänischen Gebiet in Estland der Fall. Da Dänemark

selbst keine kolonisatorische Kraft besaß, hatten die dänischen

Könige vorwiegend deutsche Vasallen angesiedelt. — Diese

Vasallen konnten sich freier und selbständiger entwickeln, als

die in den geistlichen Stiftern wohnenden, deren Landesherren

eifersüchtig ihre Rechte zu wahren suchten, während der

dänische der in Reval residierte, ausschließlich

auf den Schutz der Vasallen angewiesen war und sich daher

ihren Wünschen willfährig zeigen mußte.

Hier in diesem Gebiet finden wir denn auch denersten nach-
weisbaren Zusammenschluß der Vasallen zu einer Körperschaft.

Die älteste Urkunde, die im ritterschaftlichen Archiv in

Reval vorhanden war und uns von einem Zusammenschluß
der Vasallen in Harrien und Wierland berichtet, stammt aus

dem Jahre 1252. Sie ist von König Christoph I. an seine

Mannen in Reval und Wesenberg gerichtet', beginnt mit

den Worten: „uQiversitM vsßtra.6 iiotumkaeimus . .
und

enthält die Bestätigung des Besitzes der Landgüter nach

Lehnsrecht. Die zweitälteste Urkunde, die uns erhalten

geblieben ist, enthält einen Bericht der Vasallen an den

König vom Jahre 1259, in melchem sie sich selbst: „Uni-
v6rßitÄß vaßßalloriiiii per eoQßtitut+ nennen. Im

Antwortschreiben bezeichnet der König sie als: ~eoinmuiiitaß

VasßallorruQ", also zweifellos als Körperschaft. Der vom

König aus der Zahl der Vasallen ernannte Landesrat

bestand aus den „äuoäseim zurari rsAni", 1287 bereits:

„12 eoußul6B tsrras" genannt. — Der Landesrat hat

aber nicht bloß gerichtliche Funktionen, sondern auch schon
damals administrative Kompetenzen. Der Landesrat wurde
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später Landratskollegium genannt, als Gerichtsbehörde aber

Oberlandgericht, weil seit 1647 neben ihm ein Niederland-

gericht gebildet wurde. Die anfangs von den Königen
ernannten Landräte erhielten bald das Recht, sich durch

Kooptation zu ergänzen, ein Recht, das ihnen bis zu-

letzt, jedoch mit einer zu Beginn des 19. Jahrhunderts von

der Ritterschaft erwirkten Einschränkung, erhalten blieb. —

1288 wird auch bereits ein Ritterschaftshauptmann „Odward

von Lode" erwähnt.
Das sind die Grundlagen, aus denen sich „die Ritter-

und Landrechte des Herzogtum Estland" entwickelten,

die dem Wesen nach bis in die letzte Zeit gegolten haben

und 1845 im Provinzialrecht kodifiziert wurden. Nach diesem

Vorbilde haben sich in den Stiftern in der Folge ähnliche
Gebilde entwickelt: zunächst als „lehnsrechtliche Genossen-

schaften" d. h. freie Vereinbarungen der auf dem Boden

gleichen Rechts stehenden Vasallen. Diese Genossenschaften

erwirkten das Recht, daß von 1418 an die einzelnen Ritter-

schaften auf den in Walk, Wolmar. Fellin oder Pernau

zusammentretenden Landtagen sich durch ihre Hauptmänner
oder Bevollmächtigte vertreten lassen durften.

Die Harrisch-Wierische Ritterschaft hat darnach ge-

strebt, die wirtschaftliche Stellung des einzelnen Vasallen durch

Erweiterung der Erbrechte am Lehnsgut zu stärken. Das alte

Mannlehn, das anfangs in Geltung war, kannte nur die

Erbfolge nach der Schwertseite; das Heimsallrecht an den

Landesherrn trat daher häufig ein. Schon zu Beginn des

14. Jahrhunderts erlangte im Jahre 1315 die Harrisch-

Wierische Ritterschaft durch das Waldemar-Erichsche Recht
eine wesentliche Festigung des Besitzes. Dieses Recht ent-

hielt die Bestimmung, daß nach dem Tode eines Lehns-

mannes seine Erben zunächst im ungeteilten Besitze blieben,

bis der Landesherr aus ihrer Mitte die „Muthung"
eines der Erben bestätigte; ferner schuf das Waldemar-

Erichsehe Recht das Institut der „samenden Ha nd", das



9

eine Belehnung eines Guts zur „gesamten Hand" eines

Geschlechts, ja sogar zu Gunsten mehrerer Familien vorsah.

Als 1346 Harrien und Wierland vom König Walde-

mar IV. dem Deutschen Orden für eine Zahlung von

19000 kölnische Mark abgetreten wurde, da war die Auf-

rechterhaltung aller von den dänischen Königen erteilten

Rechte ausbedungen und vom Hochmeister Heinrich

Tusmer zugestanden worden. Durch Gewährung der vom

Hochmeister Konrad von Jungingen unterschriebenen

Jungingenschen Gnade (1397) wurden diese Rechte noch

wesentlich erweitert; sie bestimmte, daß alle Lehnsgüter so-

wohl in der männlichen als auch in der weiblichen Linie

sich bis zum 5 Gliede vererben durften. Damit hatte die

Harrisch-Wierische Ritterschaft auf Kosten der landesherrlichen

Macht den dauernden Bestand des Großgrundbesitzes ge-

sichert, die Möglichkeit einer weiteren Entwicklung der

Landwirtschaft und der Hebung des Wohlstandes und der

Kultur des Landes erreicht.

Der „lidsr vanias", dessen Entstehungszeit

zwischen die Jahre 1240 und 1260 fallen dürfte, gibt in

den Estland behandelnden Teilen, die wir als erste erhaltene

Landrolle bezeichnen dürfen, die Zahl der in Harrien und

Wierland vorhandenen Grundherrschaften auf 526 an, davon

393 im Lehnsbesitz der Vasallen mit 4172 Haken, während
133 in direkter Nutzung des Königs oder der Klöster und

anderer Stiftungen sich befanden und mit 1238 Haken ge-

rechnet wurden — in Summa 5410 Haken.

Diese von der Harrisch-Wierischen Ritterschaft erworbenen

Rechte auch für sich zu erwirken, war das Streben der Va-

sallen der Bischöfe. — Der Einfluß der Standschaften nahm

auf den Landtagen dauernd zu; so wurde auf dem Land-

tage im Jahre 1435 festgesetzt und auch vom Orden und

den geistlichen Herren anerkannt, daß Livland eine Kon-

föderation, einen Staatenbund, bilde, deren Vertreter

auf den Landtagen die Geschicke des Landes zu entscheiden
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haben. Die Ordensgebietiger und die Prälaten einerseits,

die Städte und Vasallenschaften andererseits berieten zu-

sammen und beschlossen „Landeseinigungen", die auf

6 Jahre hinaus den Rahmen für die Politik und die Ver-

waltung des Landes bilden sollten. Es wurde wiederholt
die Pflicht der gemeinsamen Verteidigung der Heimat her-

vorgehoben und bestimmt, daß alle Zwistigkeiten durch Schieds-

gerichte beizulegen seien. — Die Vasallen des schon 1253

zum Erzbistum erhobenen Rigaschen Bistums erlangten
1457 die vom Erzbischof Silvester Stodewescher am 6. Febr.

unterschriebene Silvestersche Gnade, durch die für dieses

Gebiet die Erbfolge in der weiblichen Linie am Lehnsbesitz

eingeräumt wurde; die Bischöfe von Dorpat und Ösel-Wiek
hatten schon einige Jahre früher dieses Zugeständnis machen

müssen; bloß der Orden hatte die Kraft in seinen übrigen

Besitzungen außer Wierland und Harrien, das alte Mann-

lehnverhältnis aufrechtzuerhalten.
Die andauernden kriegerischen Verwicklungen der nun

folgenden Jahrzehnte haben auf die weitere Entwicklung

hemmend gewirkt. Aber das Streben nach Beschränkung der

landesherrlichen Macht blieb bestehn und führte zu Beginn
des 16. Jahrhunderts zu bedeutsamen Beschlüssen der Stand-

schaften, die konsequent das Ziel der Erweiterung ihrer

Rechte verfolgten. Auf dem Landtage von 1516 ver-

langten die Ritterschaften, die geistlichen Herrn sollten den

Vasallen die Meldepflicht bei Veräußerungen der Lehnsgüter

erlassen. Da die Prälaten ihre Zustimmung verweigerten,

gingen die Ritterschaften zum Angriff vor und beschlossen
gemeinsam mit den Vertretern der Städte, „daß Räte und

Städte, Ritter und Gutemannen den Prälaten auf
keinerlei Weise einräumen, mit dem geistlichen

Schwert des Bannes das Land zu richten, das mit

dem Banne weder gewonnen noch erhalten werden könne; sie

gedächten es nicht zu leiden, auch wenn sie Leib und Gut

daran setzen müßten". — Als darauf im Jahre 1522 dem
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Landtage zu Wolmar Anträge der Prälaten vorlagen, laut

denen die Schriften Luthers, die im Lande Verbreitung

gefunden hatten, verbrannt und dagegen die gegen Luther

gerichtete Bannbulle verbreitet werden sollte, da stimmten die

Städte undRitterschaften geschlossen dagegen. Obgleich inner-

halb der Vasallenkreise die neue Lehre nur noch wenig An-

klang gefunden hatte, traten die Ritterschaften im Jahre
1524 demRevaler Religionsbündnisse bei, laut welchem

„das Evangelium mit Leib und Leben nicht verlassen werden

sollte". Die Vasallen auf Ösel nannten sich „die Ritter-

schaft des Stiftes und der heiligen Kirche zu Ösel" und

wählten als Wappen ein Schild, auf dem die 5 Buchstaben:
D. W. G. b.c. „das Wort Gottes bleibt ewiglich" bedeuten.

— Die Einigkeit war aber nicht von langem Bestände, weil

für die Ritterschaften weniger die Glaubensfrage als politische

Wünsche das Zusammengehen mit den Städten veranlaßt

hatten, und in der Folge die Übergriffe der Evangelischen

gegenüber den Frauenklöstern, die hauptsächlich als Unter-

kunft für die ledigen, unberatenen Töchter der Vasallen

dienten, einen dauernden Streitpunkt zwischen den Ritter-

schaften und den Städten bildeten. Dieser Zwiespalt hat,
wie wir sehen werden, weittragende Folgen gezeitigt. Wenn

die Glaubensreformbewegung anfangs in der Hauptsache auf

die Städte beschränkt blieb, so war sie doch so nachhaltig,

daß das Übergreifen auf das flache Land sich nicht mehr

aufhalten ließ, und daher mit ihr gerechnet werden mußte.

Auf dem Landtage zu Wolmar im Jahre 1525 erschien mit

Genehmigung des Ordensmeisters als Vertreter der evan-

gelischen Geistlichkeit Rigas der Pfarrer Silvester

Tegetmeier, der neben Andreas Knopken in Riga und

Hasse und Lange in Reval der eifrigste Verfechter der

neuen Lehre in Livland war. Tegetmeier durfte seinen Platz
neben den Prälaten nehmen, womit eine äußerlich sichtbare

Anerkennung der neuen Lehre stattgefunden hatte. — Zu

diesem Landtage war im Auftrage des Herzogs Albrecht



12

von Preußen eine Gesandtschaft unter der Führung des

Herrn Friedrich von Heydeck erschienen, die die Aufgabe hatte,

die Standschaften für einen Anschlnß Livlands an Preußen

zu gewinnen. Der Boden dazu war durch die langdauern-
den Zwistigkeiten zwischen dem Orden und den geistlichen

Herrn vorbereitet; man war der Herrschaft der Prälaten über-

drüssig; die Stadt Riga war besonders einer Neuordnung

günstig gesinnt, weil die Doppelherrschaft des Erzbischofs und

des Ordens lästig empfunden wurde. Die Oberhoheit des

Ordens über Riga war bereits 1274 durch Rudolf von Habs-
bura dem Orden zugestanden, von der Stadt aber nicht an-

erkannt worden; erst 1330 erfolgte die endgültige Kapitu-
lation Rigas; die Stadt verpflichtete sich damals zur Heeres-

folge und räumte einem Ordensgliede Sitz und Stimme im

Rate ein. —

Nun hatte Riga im Jahre 1524 dem Ordensmeister die

alleinige Herrschaft angeboten. Plettenberg antwortete zu-

nächst ablehnend; er erkannte aber bald den Vorteil, durch

diesen Vorschlag die Möglichkeit zu haben, den Anschluß-
plänen Rigas an Preußen energisch entgegentreten zu können.

Der Meister erklärte daher 1525 seine Bereitwilligkeit, die

alleinige Oberhoheit zu übernehmen und erteilte der Stadt

Riga jene denkwürdige Urkuude, in der er zusicherte, „daß
die Stadt bei dem heiligen Worte Gottes und seinen

heiligen Evangelien erhalten bleiben würde, die

rein und klar verkündigt werden sollten." — Der

Erzbischof Johann VII. Blankenfeld knüpfte, um diesem

für ihn ungünstigen Schritt des Ordensmeisters entgegen-

zuwirken und seine Rechte auf Riga zu wahren, mit dem

Papste, mit Polen, ja selbst mit Rußland an. Als diese

Tatsache, die der „Landeseinigung", laut welcher alle

Differenzen durch Schiedsspruch beigelegt werden sollten,

widersprach, bekannt wurde, klagte Riga den Erzbischof des

Hochverrats an, und seine eigenen Vasallen internierten ihn
in seinem eigenen Schlosse Ronneburg. — Gegen diese An-
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klage sollte sich der Erzbischof auf einem nach Wolmar zum

März 1526 berufenen Landtage rechtfertigen. Auf einer

Vorbesprechung hatten sich die Stände in Rujen über die zu

fassenden Beschlüsse geeinigt; der Landtag verlief aber resul-

tatlos, weil Blankenfeld, der aus der Haft entlassen war,

um sich nach Wolmar stellen zu können, es vorzog, nicht zu

erscheinen, sondern über die Grenze zu gehen. —

So war denn der bedeutendste Gegner des Meisters von

der Bildfläche verschwunden und es schien die Stunde ge-

kommen, in der Livlands Schicksal eine bedeutsame Wendung

nehmen konnte. —

Die Städte und die Harrisch-Wierische Ritterschaft, die

durch ihren Ritterschaftshauptmann Robert von Stael-Holstein

in Wolmar vertreten war, drängten den Meister zu einer

Entscheidung. Der alternde Meister war nicht dazu zu be-

wegen, seinem Eide untreu zu werden und dem Beispiele

Albrechts von Preußen zu folgen, obgleich er wohl ein-

gesehen haben mag, daß eine Fortdauer der bestehenden

Verhältnisse dem Lande Unheil bringen würde. Andererseits

mußte er sich die Frage stellen, auf wen er sich bei einer

Säkularisation des Landes stützen könnte. — Die Ein-

willigung der Harrisch-Wierischen Ritterschaft und der Städte

allein genügte nicht, es wäre zum Bruderkampf gegen die

stiftischen Vasallen gekommen und gerade den inneren Kampf

zu vermeiden, war Plettenbergs Lebensziel gewesen. — So

ging der Augenblick vorüber, der Livland ein anderes

vielleicht glücklicheres Schicksal hätte bringen können!!

— Der Historiker Ranke sagt in seiner Weltgeschichte,
IX. Teil: „Preußen ist für Deutschland nur durch die Besitz-

nahme des Hauses Brandenburg gerettet worden. Wäre für

Livland ein gleiches geschehen, so würde auch das nach
meinem Dafürhalten nicht unter Polen und später unter

Rußland geraten sein."

Plettenberg zog es vor, noch einmal den Weg der Ver-

handlungen zu beschreiten. Er trat von neuem mit dem im
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Auslande weilenden Erzbischof in Beziehungen, da dieser die

Vereitwilligkeit zeigte, dem Meister weitgehende Zugeständnisse

zu machen, wenn ihm nur die Rückkehr in sein Erzbistum

gestattet wurde. Noch im selben Jahre 1526 kam es auf

einem zweiten in Wolmar zusammentretenden Landtage im

Juni zu einer ..Landeseinigung", laut welcher aus Bor-

schlag des Erzbischofs von allen Prälaten, Städten und

Standschaften die Oberhoheit des Ordens über alle

Gebiete und die allgemeine Pflicht der Heeresfolge
für alle Stände anerkannt wurde. — So sehr diese

Einigung zu begrüßen war und einen Fortschritt gegen den

bisherigen Zustand bedeutete, so blieb doch die Herrschaft
eines katholischen Ordens und geistlicher Fürsten in einem

zum großen Teil schon lutherischen Lande eine Anomalie,

die zur Auflösung führen mußte. In dieser schicksalsschweren
Stunde haben die Städte und die Harrisch-Wierische Ritter-

schaft mehr Verständnis für die Erfordernisse der Zukunft
bewiesen, als die stiftischen Vasallen, die sich sowohl gegen

die Bildung eines Einheitsstaates, wie gegen den Anschluß
an Preußen ausgesprochen haben, weil angeblich dieses Ziel

nicht ohne Anerkennung der polnischen Oberhoheit zu erreichen

war; tatsächlich wird der Grund wohl daran gelegen haben,

daß es den Vasallen, die an die schwache Herrschaft der

Prälaten gewöhnt waren, nicht erwünscht erschien, sich unter

die starke Hand des Ordens zu beugen. Die Scheu vor

der Polnischen Herrschaft war allerdings verständlich, das

warnende Beispiel Preußens verfehlte nicht seine Wirkung.
Ob diese Folge der Säkularisierung sich nicht vermeiden ließ,
läßt sich jetzt schwer feststellen, aber die Geschichte hat er-

wiesen, daß der Preis der Unterwerfung unter die polnische

Oberhoheit 30 Jahre später doch gezahlt werden mußte, um

Livland vor dem Ansturm der Moskowiter zu retten.

Es ist eine hochbedeutsame Entscheidung gewesen,

die von der Harrisch-Wierischen Ritterschaft im Jahre 1560

gefaßt wurde, als sie durch ihren Ritterschaftshauptmann
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Reinhold von Lode-Rocht dem letzten Ordensmeister

Gotthard Kettler den Eid aufsagte, weil sie seinem An-

sinnen, sich der polnischen Herrschaft zu unterwerfen, nicht

Folge leisten wollte. Als die Verhandlungen Kettlers mit

Sigismund-August von Polen bekannt wurden, laut

welchen alles Land nördlich der Düna eine Provinz des

polnischen Staates werden sollte, während Kurland als welt-

liches Herzogtum unter polnischer Oberhoheit Kettler zuge-

standen wurde, wandte sich die Harrisch-Wierische Ritterschaft
im Einvernehmen mit der Stadt Reval, die gleichfalls keinen

katholischen Herrscher anerkennen wollte, an denprotestantischen

König Gustav Wasa von Schweden mit der Bitte, Est-

land unter seinen Schutz zu nehmen. Der König hatte Be-

denken, sich in einen vorauszusehenden Kampf mit Polen

einzulassen. Nach seinem im selben Jahre erfolgten Tode

erklärte sich aber sein Nachfolger Erich XIV. bereit, die

von den Ständen geforderten Zugeständnisse zu bewilligen

und bestätigte alle bisher von den dänischen Königen und

den Hochmeistern gewährten Rechte: die deutsche Sprache,

die autonome Selbstverwaltung, das deutsche Recht und den

evangelischen Glauben. — Dem Könige lag es daran, an der

Ostküste des Baltischen Meeres Fuß zu fassen, das seinem

Plane nach mit der Zeit ein schwedischer Binnensee werden

sollte. — Es ist interessant, sich auszumalen, wie die Ge-

schicke der Baltischen' Lande sich wohl ganz anders entwickelt

hätten, wenn nicht die Stände Estlands dem Ordensmeister

den Gehorsam aufgesagt hätten und Polen die Herrschaft
über ganz Altlivland zugefallen wäre!

Der nun folgende 25 jährige Kampf, den Schweden,

Polen, Rußland und Dänemark um Livland führten, wurde

durch den Friedensschluß von Zopolge im Januar 1582

und von Plußja im Jahre 1583 beendet. Rußland trat

seine Ansprüche auf Livland an Polen ab, dem sich auch

Riga nach 20jährigem treuen Festhalten am Deutschen Reich
im April 1581 unterworfen hatte. Obgleich der polnische
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König Stephan Batory die Duldung der Augsburger
Konfession in Aussicht stellte, wurden die im Privilegium

Sigismundi-Auguste 1561 zugestandenen Rechte nicht ein-

gehalten. In Wenden wurde ein katholisches Bistum ge-

gründet und am 4. Dezember 1582 die vonstitutioiiss

Ilivonias publiziert, die eine Grundlage für die Verwaltung
des Landes schufen, die allen bisherigen Zugeständnissen
widersprach. Auf dem ersten zusammentretenden Landtage

haben die Ritterschaften Livlands mannhaft, aber ver-

gebens protestiert. Die Krone Polens antwortete mit

der Einziehung einer großen Anzahl Güter, weil angeblich
die Besitzer es mit dem Feinde gehalten hätten. Die kirch-
liche Gegenreformation wurde ganz besonders energisch ge-

führt, als nach dem am 2. Dezember 1586 erfolgten Tode

Batorys der schwedische Prinz Sigismund, der von seiner
Mutter Katharina, einer Schwester Sigismund-Augusts

katholisch erzogen war, im Jahre 1587 zum polnischen Könige

erwählt wurde. Auf die Vorstellung der Ritterschaften wegen

Unterdrückung des lutherischen Glaubens erfolgte im Jahre
1589 der Erlaß der Oräioatio I die das

Privilegium Sigismundi-Augusti formell aufhob, polnische

Verwaltung und polnisches Recht einführte. Nach zähem

Kampf gelang es den Standschaften erst 9 Jahre später, durch
die Oräinatio II eine Gleichstellung der eingesessenen Liv-

länder bei Besetzung der Ämter mit den Polen und Litauern

zu erreichen.

11.

Mittlerweile war in Estland nach dem zwischen Schweden
und Rußland abgeschlossenen Frieden bei Plußja, in welchem

Rußland nicht nur auf ganz Estland, sondern auch auf einen

Teil von Jngermannland verzichtete, ein Zusammenschluß der

in Jerven und der Wiek angesessenen Vasallen mit der

Harrisch-Wierischen Ritterschaft erfolgt. Auf dem Landtage
vom 20. März 1584 zu Reval war die Vereinigung zu
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einer Körperschaft beschlossen worden, die nach außen

darin ihren Ausdruck fand, daß für alle vier Landschaften

nur ein einziger Ritterschaftshauptmann gewählt wurde.

Vom Könige Johann 111. wurde die Ausdehnung der

Harrisch-WierischenßeDe auf ganz Estland verfügt.
— Als Sigismund nach seines Vaters Tode 1592 aus

Polen nach Schweden eilte, um auch den Thron seines Erb-

reiches zu besteigen, da hat er auf der Durchreise in Reval

zwar die estlandischen Privilegien bestätigt, jedoch schon da-

mals die Absicht ausgesprochen, Estland mit Polen zu ver-

einigen. Die lutherische Partei in Schweden wollte von

einem katholischen Könige nichts wissen, die Verhandlungen

zogen sich hin, bis schließlich auf dem in Jönkeping im

Jahre 1599 zusammengetretenen Landtage dem Könige von

den schwedischen Ständen das Ultimatum gestellt wurde, ent-

weder selbst zum lutherischen Glauben überzutreten oder seinen

vierjährigen Sohn Wladislaw nach Schweden zu schicken,
damit er von des Königs Oheim, dem zum Reichsverweser

gewählten Prinzen Karl lutherisch erzogen werde. Sigis-
mund zog mit polnischen Truppen nach Finnland, auch die

estlandischen Vasallen mußten ihm folgen, er wurde aber

geschlagen und mußte sich nach Reval zurückziehen. — Sigis-
mund proklamierte hierauf die Abtrennung Estlands von

Schweden und die Vereinigung mit Polen. —

Die Estländer standen wieder vor einer folgenschweren
Entscheidung. — Am 25. April 1600 gab der Landtag
kund, daß er sichZ entschlossen habe, Schweden treu zu

bleiben und Karl als Fürsten anerkenne. Im August
erschien Prinz Karl in Reval und hat am 3. September 1600

die Privilegien der Ritter- und Landschaft, einige Zeit später
die der Stadt Reval bestätigt.

Das Beispiel Estlands rief eine ähnliche Bewegung in

Livland hervor. Karl folgte dem Rufe und drang bis Riga
vor. Die Kämpfe dauerten mehrere Jahre, endeten aber zu

Ungunsten der schwedischen Partei. Im Herbste 1609 zogen
Päd. Mag. 1190. Dellingshausen. 2
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die letzten schwedischen Besatzungen aus Dünamünde und

Pernau ab, und Livland wurde Polen überlassen. Elf

Jahre später nahm Karls Nachfolger und Sohn Gustav-

Adolph den Kampf wieder auf; er eroberte Riga 1621,

doch fand der Krieg seinen formellen Abschluß erst durch
die im Jahre 1629 zu Altmark abgeschlossene Konvention. —

Wenn auch durch die schwedische Eroberung die Gefahr der

Gegenreformation in Livland gebannt war, so haben die

Stände noch einen erbitterten Kampf um die Anerkennung

ihrer Rechte bestehen müssen, weil der König Gustav-Adolph,
im Hinblick darauf, daß die Originalurkunde des Privilegium

Sigismund-Augusti während der Kriegsjahre abhanden ge-

gangen war, die Bestätigung der Landesrechte verweigerte.
Die Bitte der Livländer, mit Estland in ein „Corpus" ver-

einigt zu werden, wurde abschlägig beschieden. Das einzige
was erreicht wurde, war die Genehmigung zur Eröffnung
der Universität in Dorpat, deren Stiftungsurkunde der

König einige Monate vor seinem Tode am 30. Juli 1632

im Feldlager vor Nürenberg unterschrieb. — Auch nach

dem Hinscheiden des Königs kam es zunächst während der

Vormundschaftsregierung zu keinem Abschluß der Ver-

handlungen. Es ist zwar nachweisbar, daß seit 1637 jeder

besitzliche Edelmann in Livland von jedem besetzten Haken

in eine „gemeinsame Lade", die Landeskasse, einen halben

Taler jährlich zahlen sollte, aber erst am 5. Januar 1643

trat mit Genehmigung des Generalgouverneurs Bengt

OxenstiernaderdenkwürdigeLandtag zusammen,

dessen Rezeß, der den Grund zur späteren Verfassung

Livlands legte, erhalten geblieben ist. Der Landtag beschloß,
dem Herzogtum Livland eine ähnliche Verfassung zu geben,

wie sie Estland bereits besaß, doch mußten auf Verlangen
der schwedischen Regierung mehrere Abweichungen gemacht

werden. So sollten von den 12 Landräten stets 6 Schweden

sein und es sollten den Landräten keine gerichtliche Kompetenzen

zustehen. Nach Bestätigung des Entwurfes versammelten sich



19

die Landtagsmitglieder im Oktober desselben Jahres 1643

zum zweiten Male, um die ersten Wahlen zu vollziehen.

Zum Landmarschall wählte die nunmehr vereinigte Ritter-

schaft Otto von Mengden. Zum ersten Male wurde

hier für den gemeinsamen Ritterschaftshauptmann diese der

Ordenszeit entnommene Bezeichnung angewandt. Nach der

Mündigkeitserklärung der Königin Christine im Jahre

1648 gelang es Mengden, weitere Zugestündnisse zu erlangen.
Von den 12 Landräten wurden stets 4 in das Hofgericht

abdelegiert, wodurch die Ritterschaft wieder einen Einfluß

auf die Rechtspflege gewann. Die Städte, die in früheren

Zeiten an den Landtagen teilnahmen, verloren dieses Recht,
es sei denn, daß sie Rittergüter besaßen und in diesem

Falle, wie jeder andere Rittergutsbesitzer unabhängig von

seinem Stande, stimmberechtigt waren. 1662 wurde in

Livland ausdrücklich das Recht jedes Bürgers, Güter zu

besitzen, anerkannt, wogegen den Edelleuten das Recht, in

Riga Häuser zu erwerben, zugestanden wurde. Im Gegen-

satz dazu war im selben Jahre 1662 der ritterschaftlichen
Vertretung Estlands gelungen, das ausschließliche Recht der

Edelleute, in Estland Rittergüter zu besitzen, nachzuweisen.
Der Unterschied der Behandlung der beiden Herzogtümer

durch die schwedische Regierung erklärt sich durch den Um-

stand, daß die Krone Schwedens durch die von den Königen
in den Kapitulationsurkunden der estlandischen Ritterschaft

zugesicherten Rechte gebunden war, während sie in Livland

ihrem Belieben nach Maßnahmen durchsetzen konnte.

Nach dem westfälischen Frieden (am 24. Oktober 1648

in Osnabrück und Münster abgeschlossen), der Europa die

langersehnte Ruhe bringen sollte, hat Livland noch mehrere

Jahre unter der Kriegsfurie leiden müssen. -- Ja, der

Krieg brach zwischen Schweden und Polen mit neuer Ge-

walt aus, als Christine zugunsten ihres Neffen Karl X.

Gustav von Pfalz-Zweibrücken abdankte und Johann

Kasimir von Polen seine Erbrechte als Wasa auf
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Schweden geltend machte. Er veranlaßte den Großfürsten

Alexei Michailowitsch von Moskau mit 100000 Mann im

Jahre 1656 in Livland einzubrechen. Vier Jahre hausten

die Feinde in Livland, dann kam es 1660 zum Frieden

von Oliva zwischen Schweden einerseits und Polen und

Brandenburg andererseits und im folgenden Jahre 1661

zu Kardis zwischen Rußland und Schweden. Polen be-

hielt den südöstlichen Teil Livlands, das sogenannte Polnische
Livland mit Rositten und Dünaburg, dafür verzichtete

Johann Kasimir auf seine Ansprüche auf Schweden und

Estland, Rußtand erkannte Schwedens Besitz in Estland

an. —

Die folgenden 40 Jahre von 1660—1700 hat kein

auswärtiger Feind Livland betreten, der innere Kampf

hörte aber nicht auf. Karl XI. bestätigte zwar nach

erlangter Großjährigkeit am 10. Mai 1678 in Liungby die

Privilegien der Ritter- und Landschaft, aber nur mit dem

Zusatz: „Jedoch hiemächst Unser und des Reiches Hoheit
und Rechte in allem vorbehalten und ohne Präjudice und

Schaden". Bereits 1681 wurde dem livländischen Landtage
von der schwedischen Regierung vorgeschlagen, er solle

1. eine Berechtigung der Reduktion der Güter aner-

kennen, die sich nicht nur auf die Verleihungen der schwe-

dischen Könige, sondern auch auf die der Bischöfe und

Ordensmeister ausdehnen würde, 2. er solle eine Vermessung
der bäuerlichen Grundstücke, zwecks der Revision der

Leistungen beschließen und durchführen, 3. er solle die Guts-

untertänigkeit der Bauern aufheben. — Der Landtag er-

kannte in seiner Entgegnung nur die Berechtigung der

Revision der Besitzrechte der von den schwedischen Königen

verliehenen Güter an, nahm den zweiten Vorschlag dagegen
voll an und wies 3. darauf hin, daß eine Freilassung
der Bauern von langer Hand vorbereitet werden müsse. —

Sechs Jahre später erhielt der Generalgouverneur

Hastfer den Auftrag, den Landtag in der Reduktionsfrage
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zum Nachgeben zu zwingen, wobei zur Erleichterung dieser

Maßnahme eine perpetuelle Arrende für die durch die Re-

duktion betroffenen Gutsbesitzer in Aussicht gestellt wurde.

Der Landtag lehnte Zauch dieses Mal die Zumutung unter

Hinweis auf die 1678 erfolgte Bestätigung der Privilegien
ab. Da befahl der König zur Reduktion zu schreiten und

die Kommissionen begannen ihren Raubzug! — Wenige

Jahre darauf konnte bereits die Axt an die Grundlagen des

Landesstaates gelegt werden. In einer am 20. Dezember 1694

vom König unterschriebenen Verordnung hieß es: „Da

der Güter im Besitz der Krone sind und vor der schwedischen
Zeit in Livland keine Landräte vorhanden waren, soll das

Landratskollegium aufgehoben werden; 2. der Landtag soll

nur einberufen werden, wenn der König den Befehl dazu

erteilt; 3. auf dem Landtage dürfen nur Eigentümer und

keine Arrendatore stimmen; 4. der Generalgouverneur soll

auf dem Landtage den Vorsitz führen und die Landesbeamten

und die Glieder des engeren Ausschusses ernennen; 5. Grava-

mina gegen Regierungsmaßnahmen dürfen nicht mehr auf

dem Landtage zur Sprache gebracht werden; es darf nichts

gemeinsam erbeten werden, ein jeder soll seine Gesuche

direkt dem Generalgouverneur übergeben; auch die gegen

den Generalgouverneur gerichteten Klagen sollen ihm selbst

zur Vorstellung an den König vorgelegt werden, damit er

seine Entgegnung gleich hinzufügen könne."

Während in dieser willkürlichen Weise in Livland vor-

gegangen wurde, hat in derselben Zeit Estland verhältnismäßig

ruhige Zeiten verlebt; die Reduktion erstreckte sich tatsächlich

hier bloß auf die in schwedischer Zeit verliehenen Güter und

traf in erster Linie die Feldherren und Beamten, denen

Verleihungen für ihre Verdienste erteilt worden waren; auch
der Zahl nach fielen die Einziehungen nicht so ins Gewicht
wie in Livland. In beiden Herzogtümern haben unter dem

Druck der Regierung die Landtage durch Abfassung der

Wackenbücher die Regelung der bäuerlichen
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Leistungen an die Gutsbesitzer bewirkt und durch Zu-

sammenstellung der kirchlichen Jnventarien ein Verzeichnis
der intradenmäßigen den Geistlichen jährlich zu entrichtenden

Prästanden geschaffen. Diese Bestimmungen blieben bis in

das 19. Jahrhundert in Geltung. —

Karl XI. starb 1697. ihm folgte sein Sohn Karl XII.,

gegen den bereits 1699 die große Koalition Rußlands. Polens.

Sachsens und Dänemarks zusammentrat. — Auf den

Nordischen Krieg, seine Entstehungsursachen, die Tätig-
keit Reinhold Patkulls darf ich nicht eingehen; das

liegt außerhalb des Rahmens meiner Aufgabe.

111.

Werfen wir einen Blick zurück auf die ersten 5 Jahr-

hunderte der Geschichte der Ritterschaften, so können wir fest-

stellen, daß sie das Bestreben, ihre Stellung gegenüber dem

Landesherrn zu festigen, dauernd verfolgt haben. Beim Zu-

sammenbruch der Baltischen Staaten im Jahre 1561 hatten
die Ritterschaften es erreicht, daß ihnen von den

Nachbarstaaten souveräne Rechte über das Land in

staats- und völkerrechtlichen Hinsicht zuerkannt wurden.

Die souveräne Stellung legte den Ritterschaften die ethische

Pflicht auf, die von den Vorfahren erworbenen Rechte

auch weiter dem Lande zu erhalten. Dieser hohen Aufgabe

sind sie sich stets bewußt gewesen, und sie haben diese Ziele bei

allen im 16. und 17. Jahrhunderten abgeschlossenen Kapi-

tulationen, und auch 1710 bei den Verhandlungen mit den

Feldherren Peter des Großen zu erreichen gewußt. —

Zar Peter I. bestätigte für sich und seine Erben auf

ewigeZeiten die Kapitulationen, die durch den Ny-

städterFrieden internationale Anerkennung fanden. Durch

diese Abmachungen wurden Livland und Estland auf ewige

Zeiten alle bisherigen Rechte zugestanden, sie bildeten die

rechtlicheGrundlagefürdieZugehörigkeit unserer

Heimat zu Rußland. — Der Nordische Krieg hatte
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Livland und Estland in eine Wüste verwandelt, aber

bereits 1711 berief der kaiserliche Generalbevollmächtigte die

Landtage, um die Behörden wiederherzustellen und die Ver-

waltung des Landes zu übernehmen. Trotz des trostlosen Zu-

standes, in dem sich das Land befand, beginnt bald nach dem

Frieden neues Leben aus den Ruinen zu erstehen. Die Land-

tage tagen, um die brennendsten Angelegenheiten zu erledigen

in der ersten Zeit seltener, dann wieder regelmäßig alle drei

Jahre, um die Wahlen zwecks Besetzung der vielfachen Landes-

posten zu vollziehen. — Die vom livländischen Landtage auf

Grund der Arbeiten der Budberg-Schraderschen Kom-

mission in den Jahren 1732—41 in Aussicht genommenen

Justizreform und Schaffung eines Revisionstribunals für

Liv-Estlündische Rechtssachen fand leider nicht die Billigung
der Regierung. Das Projekt hatte auch eine Regelung der

rechtlichen Stellung des Landvolkes vorgesehen. — Um sich

gegen das Eindringen des russischen Dienstadels zu schützen,

schloffen sich 1737-47 die Ritterschaften durch Bildung
der Adelsmatrikeln zu festumrahmten Körperschaften
ab, wie es im herzoglichen Kurland bereits zu Beginn des

17. Jahrhunderts erfolgt war. Gleichzeitig wurde auch in

Livland das bereits in Estland seit 1662 bestätigte aus-

schließliche Recht der Eoelleute, Rittergüter zu erwerben, er-

strebt und erlangt, ein Recht auf das die Ritterschaften frei-

willig erst in den Jahren 1865/66 wieder verzichteten. Zur

Hebung der Volksbildung wurden bei den Kirchen Parochial-

schulen gegründet. Sehr anregend hatte in dieser Beziehung
der Besuch des Grafen Zinzendorf gewirkt, der im

Jahre 1736 Livland und Estland bereiste und besonders in

Adelskreisen begeistert Aufnahme fand, doch schlössen sich auch

einige jüngere Pastore seiner Richtung an. Da gewisse

Auswüchse sich bald zeigten und dem Landtage von 1742

eine Anzahl Klagen vorlagen, wurde eine Untersuchungs-

kommission eingesetzt; bevor diese zu arbeiten begann, kam

aber schon aus Petersburg der Befehl, alle Herrenhüter-
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Versammlungen streng zu verbieten. Immerhin hatte diese

Bewegung das Interesse für die Volksbildung geweckt, was

die Eröffnung von Privatschulen auf vielen Gütern zur

Folge hatte. —

Die rechtlichen Verhältnisse der Bauern hatten sich unter

der russischen Herrschaft verschlimmert; in Rußland herrschte

bedingungslose Leibeigenschaft; die Reichsgesetze wurden für
das ganze russische Reich erlassen und fanden auch in Est-
land und Livland Anwendung. Die verarmten Gutsbesitzer

suchten, um ihre hohen Reichssteuern aufzubringen, aus ihren

Bauern möglichst viel Arbeitsleistung herauszuholen; erst in

der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts trat das Bestreben

auf, wieder die geregelten, in den Wackenbüchern verzeichneten
Normen zur Geltung zu bringen. Das war namenlich der

Fall, nachdem die Kaiserin Katharina 11. persönlich im

Jahre 1764 die Provinzen bereiste und im Interesse der

Bauern zu wirken suchte. Diese Humanitären Bestrebungen
der Kaiserin hinderten sie aber nicht im Gegensatz dazu im

folgenden Jahre ein Gesetz zu erlassen, das im ganzen Reich
den Gutsbesitzern das Recht einräumte, ihre Bauern zu

lebenslänglicher Zwangsarbeit und Verschickung nach Sibi-

rien zu verurteilen, ohne daß eine Revision des Urteils

durch die Gerichte zugelassen war und im Jahre 1766

gar zu verfügen, daß Bauern, die über ihre Guts-

herrschaft klagen, mit 500 Rutenhieben bestraft und nach
Sibirien verschickt werden sollten. — Wenn im Jahre 1765

vom Generalgouverneur Browne dem Landtage ein

Antrag auf Besserung der rechtlichen und materiellen Lage
der Bauern eingereicht wurde, so läßt sich andererseits nach-

weisen, daß es den Regierungsvertretern im Ernste nicht an

der Durchführung der Ratschläge gelegen war, weil der

große Domanialbesitz der Krone die Ermäßigung der

bäuerlichen Arbeitsleistungen nicht wünschenswert erscheinen
ließ. Daher erhielten die zu diesem Ziele strebenden Vor-

lagen und Beschlüsse der Landtage keinen Fortgang. —
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Dagegen fanden sich in beiden Provinzen hochherzige Männer

die für ihre Güter Bestimmungen erließen, die den Bauern,

bis auf die gesetzlich nicht zulässige Freizügigkeit, alle Rechte

der Freiheit bewilligten. In Livland war es Baron

Schoultz-Ascheraden, dessen Bauerverordnung auch auf

anderen Gütern Anwendung gefunden hat, in Estland sind

uns aus jedem Kreise je eine mustergültige Verordnung er-

halten geblieben. In Wierland war es Herr von Löwis

of Menar-Kandel, in Jerven — Baron Stackelberg-

Kaltenbrunn, in Harrien — Baron Toll-Mecks, in der

Wiek — Baron Üxkull-Schloß Fickel, die sich durch diese

Erlasse ein bleibendes Denkmal gesetzt haben. — Diese Bei-

spiele führten dazu, daß die Frage der Bauernfreilassung nicht

mehr von der Tagesordnung der Landtage verschwand und

auch während der Stadthalterschaftsverfassung (1783—1796)

zur Verhandlung gelangte, allerdings mit negativem Erfolge.
Die diesbezüglichen Beschlüsse erhielten nicht die kaiserliche

Bestätigung, weil ein Senatsgutachten sich dagegen aussprach:
„Die Freilassung in einem Gouvernement könnte dem freien

Commercio schaden und den Preis des Bauern drücken, da

die Konkurrenz der Käufer vermindert werden würde."

Kaiser Paul hatte gleich nach seinem Regierungsantritte
im November 1796 die alte Verfassung in Estland und

Livland wiederhergestellt, ebenso einige Wochen später

auch in Kurland, das sich 1795 bedingungslos der Kaiserin

Katharina' ergeben hatte. Die Ritterschaften baten ihn, die

Wiederherstellung der einst von Gustav-Adolf im Jahre

1632 gegründeten Universität zu gestatten. Der Kaiser

erteilte die Erlaubnis, die Ritterschaften konnten sich aber

über den zu wählenden Ort nicht gleich einigen. Die Kur-

länder wünschten ihr illustre" in Mitau zu

einer Universität zu erweitern, die Livländer und Estländer

hielten an Dorpat fest und entschlossen sich, schließlich allein

die Gründung zu vollziehen. Im April 1802 wurde die

Hochschule eröffnet. Im Sommer desselben Jahres fuhr
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Alexander I durch Dorpat und entdeckte die neue kleine

Kulturstätte. Der Prorektor Parrot verstand es so sehr,
das Interesse des Kaisers zu fesseln, daß Alexander von sich
aus !die Universität zur kaiserlichen erhob und einige der

Krone gehörenden Güter zum Unterhalt der Hochschule be-

stimmte. Die Vorrechte der ritterschaftlichen Uni-

versität: die Wahl der Professors durch den Universitäts-

Senat, die deutsche Lehrsprache wurden vom Kaiser bestätigt
und sind bis zu der im Jahre 1890 vollzogenen Umwandlung

in die russische Universität Jurjew unverändertbestehen geblieben.

Hatte die erste Handlung der Ritterschaften im neuen

Jahrhundert der Fürsorge für die geistige Entwicklung der

Jugend des Landes gegolten, so folgte 1802 als zweite

Gründung die Eröffnung der Güterkreditvereine, die

nach dem Muster der schleichen Landschaft für den Groß-

grundbesitz, später auch für den Kleingrundbesitz in jeder

Provinz eine von den Ritterschaften abhängige Landbank

schuf, die in der Lage war, billigen Hypothekarkredit zu schaffen.
Es folgten nun die Maßnahmen auf dem Gebiete der

Agrarreformen, die dem ganzen Jahrhundert den Charakter

geben sollten. — Estland machte im Jahre 1802 denAnfang.
Um die Wende des Jahrhunderts war Jakob Georg von

Berg zu Wayküll Ritterschaftshauptmann, sein Nachfolger
Gustav Heinrich von Wetter-Rosental zu Felks, der

seine Jugend in Amerika verbracht und als Freund von

Washington an den amerikanischen Freiheitskriegen persönlich

teilgenommen hatte. Berg und Wetter-Rosenthal sind die

Männer, deren Einfluß zu verdanken war, daß die Ritter-

schaft bereits 1802 die Leibeigenschaft in Gutsuntertänigkeit

verwandelte und die Annahme einer Verordnung durchsetzte,

die, auf die alten schwedischen Wackenbücher zurückgreifend,
eine Regelung der bäuerlichen Leistungen vorsah. Gleich-

zeitig wurde in jeder Gutsgemeinde ein Bauerngericht ein-

geführt und die obligatorische Einrichtung von Schulen vor-

gesehen. — Der livländische Landtag ging 1803 noch weiter-
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In der 1804 in Kraft getretenen Bauerverordnung wurde

den Bauern nicht nur ausdrücklich das Recht, Eigentum zu

erwerben zugestanden, sondern auch ein erhebliches Nutzungs-

recht an den von ihnen bebauten Bauerhöfen, gegeneine fest

bemessene Arbeitsleistung, eingeräumt. Diese Bestimmungen

wurden nach einer genauenKatastrierung der Bauerhöfe in die

Wackenbücher eingetragen. Im Verhältnis zu denLeistungen, die

den einzelnen Bauerhöfen auferlegt wurden, erfolgte die Über-

weisung einer Anzahl Knechte und Mägde aus der Zahl der

landlosen Bevölkerung, denen die Bauerwirte eine ebenfalls

fest normierte Zahlung neben freiem Leben und Kleidung

zu entrichten hatten. Die Bauerverordnung enthielt Be-

stimmungen, um die verschiedenen Rechte der einzelnen

Klassen der Bevölkerung festzusetzen. So war z. B. der

Hofpächter vom Heiratszwang befreit, er brauchte nicht per-

sönlich auf dem Gutshofe Arbeit zu leisten und nur er

konnte zum Gliede des Bauergerichts gewählt werden. —

Diese Bestimmungen hatten neben unzweifelhaften großen
Vorteilen auch gewisse Nachteile. Das ganze Leben war in

zu enge Formen eingezwängt, die eine Entwicklung sowohl
der gutsherrlichen, wie auch der bäuerlichen Wirtschaften
hinderten. — Die Katastrierung des Bauerlandes hatte in

Livland sehr bedeutende Kosten verursacht und war auch

1809, als bereits eine ergänzende Novelle erlassen werden

mußte, noch nicht beendet. Diese Erfahrungen der Schwester-

provinz haben dazu beigetragen, daß der estlandische Landtag
auf das Drängen Alexander 1., die Beschlüsse von 1802

zu erweitern, wohl unter dem Eindrucke der Stein-Harden-
bergschen Reformen in Preußen und der damals ganz

Europa beherrschenden Manschesterdoktrinen, vielleicht auch,
um die hohen Kosten der Katastrierung zu ersparen, sich 1811

entschloß, noch weiter als Livland zu gehen und, die voll-

kommene Aufhebung der freiheitsbeschränkenden Bestimmungen

beschließend, den Bauern die persönliche Freiheit und

die Freizügigkeit zu gewähren. Kaiser Alexander war
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entzückt. Ein äußerst gnädiges Reskript war die Autwort

auf die vom Ritterschaftshauptmann Baron Stackelberg-
Kaltenbrunn dem Herrscher überbrachten grundlegenden Be-

schlüsse des Landtages. Nun begann aber der Widerstand
in den Regierungskreisen; die russischen Großen befürchteten,

daß der Kaiser ähnliche Bestimmungen auch für die inneren

Gouvernements zum Gesetz erheben könnte. Selbst der

Schweizer La-Harpe, der Erzieher des Kaisers, warnte;

seiner Ansicht nach seien die Bauern noch nicht so weit, der

Vormundschaft der Gutsbesitzer entraten zu können. — Die

Bestätigung der Vorlage des estlandischen Landtages wurde

daher hintertrieben, das bereits oben erwähnte Gutachten
des Senats wieder hervorgeholt. Es bedurfte eines zweiten

Beschlusses der estlandischen Ritterschaft, um eine günstige

Entscheidung zu erwirken. Im Jahre 1815 bestimmte sie,

daß jeder nach dem Pariser Frieden geborene estnische Bauer

als Freigeborener anzusehen sei. — Am 23. Mai 1816

unterschrieb der Kaiser die erste Bauerverordnung, die am

7. Januar 1817 in Kraft trat. —

In Kurland, dessen Schicksal seit 1561 von dem der

beiden anderen Provinzen bis 1795 abweichend gewesen war

und das viel weniger unter Kriegen gelitten hatte, konnte

die herzogliche Regierung auf den großen Domänen vor-

bildlich vorgehen. Da außerdem sich früh der gefestigte

fideikommissarische Besitz entwickelt hatte, so waren die patri-

archalischen Verhältnisse zwischen Gutsbesitzern und Bauern

noch günstiger als in Livland und Estland, wo besonders

im Laufe des 18. Jahrhundert nach dem Nordischen Kriege

vielfach ein Wechsel im Besitz der Güter stattfand. Daher

machte sich in Kurland kein Bedürfnis geltend, Verände-

rungen eintreten zu lassen; beide Teile waren zufrieden. Nun

drängte aber der Kaiser. Die Kurländer sollten zwischen den

Beschlüssen Livlands von 1804 oder Estlands von 1811

wählen. Der Landtag entschloß sich für die weitergehenden

estlandischen, die 1818 auch in Kurland Gesetzeskraft erlangten.
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Jetzt mußten auch die Ritterschaften Livlands und Oesels

folgen. Die Bauerverordnung von 1819 schaffte auch in

dieser Provinz die Gebundenheit des Bauerstandes ab und

gewährte volle Freiheit, hob aber gleichzeitig, wie es

auch in Estland geschehen war, alle Bestimmungen der Wacken-

bücher auf, an deren Stelle die freie Vereinbarung zwischen
Gutsherr und Bauer trat, wodurch die Errungenschaften von

1802 und 1804 verloren gingen. — Trotz dieses eben her-
vorgehobenen Fehlers können die Bauerverordnungen von

1816, 1818 und 181-9 als besonders glückliche Regelung der

agraren Organisation des Landes bezeichnet werden, zumal der

erwähnte Fehler durch die zweite Agrarreform in der Mitte

des 19. Jahrhunderts aufgehoben wurde. — Ein Hauptwert
der durchgeführten Regelung der bäuerlichen Verhältnisse
lag in dem engen korporativen Zusammenfassen der Bauern
eines Rittergutes zu einer Einheit, der für ihre innere

Verwaltung und Jurisdiktion weitgehende Autonomie ein-

geräumt wurde. Diese selbständige Stellung wirkte erzieherisch
und anregend auf den Bauerstand, der sich frei entwickeln
konnte, bis die russischen Reformen von 1889 die unleidliche
Aufsicht der von der Regierung ernannten Kommissare schuf,
die desorganisierend und demoralisierend wirkte. —

Zunächst sollte es sich aber erweisen, daß die Bauern

noch nicht reif für die neue Sachlage und der Konkurrenz
der eigenen Standesgenossen nicht gewachsen waren. La-

Harpe sollte mit seinen Warnungen Recht behalten. An

Stelle der Erbpacht traten freie, kurzterminierte Kontrakte.
Es war natürlich, daß der Gutsbesitzer danach strebte,
möglichst viel Arbeitsleistung seinen Bauern aufzuerlegen,
um genügende Arbeitskraft für seine Gutswirtschaft zu er-

langen; die Folge davon war. daß der Bauer seine eigene
Wirtschaft vernachlässigen mußte und das Land auszusaugen
begann, zumal ihm ja die Möglichkeit vorschwebte, seinen
Wohnort zu wechseln. In den ersten Jahren nach der Frei-
lassung hatte das Streben nach dem Wohnortwechsel einen
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krankhaften Charakter angenommen, es schien als ob das

Glück, nicht mehr an die Scholle gebunden zu sein, möglichst

häufig geprüft werden mußte. — Unter solchen Umständen

blieb die Bestimmung, daß der Bauer berechtigt war, Grund-

eigentum zu erwerben, eine leere Phrase; statt zu steigen,

sank der Wohlstand der Bauerschaft und damit auch die

Fähigkeit, die von ihr verlangten höheren Leistungen zu er-

füllen. Es kam immer häufiger vor, daß der Bauer, nach

Deterriorierung seines Hofes, denselben liegen ließ und fort-

zog. Infolgedessen machte sich bei den Gutsbesitzern das

Bestreben geltend, die verlassenen, unbesetzten Höfe der Guts-

wirtschaft einzuverleiben, da die rationell bewirtschafteten Guts-

wirtschaften höhere Erträge aufwiesen als der verpachtete

Besitz und ein Mangel an Knechten zunächst nicht zu be-

fürchten war, weil diese die Arbeit auf dem Gutshofe der viel

schwereren bei den Bauern vorzogen und ihren Dienst gern

wechselten. — Die große im Bauerlegen für das ganze

Land liegende Gefahr wurde aber rechtzeitig von den

führenden Persönlichkeiten erkannt und bewirkte es, daß die

Landtage bereits in den 40er Jahren durch Vornahme der

sogenannten zweiten Agrarreform einen Riegel vorschoben.

Schon 1818 hatten sich auf dem livländischen Landtage

warnende Stimmen erhoben, die sich für Beibehaltung der

einschränkenden Bestimmungen von 1804 aussprachen. Die-

selben Männer traten auch jetzt dafür ein, daß die 1819

außer Kraft gesetzten, in den Wackenbüchern als Regulative

verzeichneten Leistungsnormen bei der Berechnung der Pacht-

sätze als Grundlage dienen sollten. Der Landtag erkannte

1842 den Vorzug der Erbpacht an und sprach den Wunsch

aus, daß sie an Stelle der freien Kontrakte treten solle.

Noch wichtiger waren die Beschlüsse des Jahres 1847. Auf

Antrag des späteren Landmarschalls Hamilkar Baron von

Fölkersahm bestimmte der Landtag, daß das von Bauern

genutzte Land, so weit es in den Wackenbüchern von 1804

verzeichnet war, nicht mehr mit dem Gutshofe vereinigt
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werden durfte, sondern auf ewige Zeiten als Bauerland

den Gliedern der Bauergemeinde vorbehalten bleiben sollte,

die es pachten oder zum Eigentum erwerben durften. Die

Abgrenzung des Bauerlandes vom Gutslande wurde in natura

vermarkt und auf den Gutskarten mit roter Farbe ein-

gezeichnet; daher erhielt diese, die rechtlich verschiedenen Teile

des Gutes trennende Linie dieBezeichnung der „rote Strich". —

In Estland hatten bereits 1839 ähnliche Anträge dem

Landtage vorgelegen: die Vorschläge gingen von den Ge-

brüdern von Gruenewaldt aus dem Hause Koik aus, die

gelegentlich auch später an den in Livland stattfindenden

Beratungen der Freunde des Reformprojektes, die auf An-

regung des späteren Landmarschalls Baron Hamilkar von

Fölkersahm stattfanden, teilnahmen. In Estland wurde be-

stimmt, daß alles am 6. Juni 1846, am Tage des Be-

schlusses, im Pachtbesitz der Bauern sich befindende Land

auf ewige Zeiten uneinziehbares Bauerland bleiben

sollte. Wie in Livland, so wurde auch in Estland festgesetzt,

daß ein Teil des Bauerlandes und zwar der sechste Teil

(in Livland Quote genannt) vom Gutsbesitzer eingezogen

werden durfte, um durch Ansiedlung von sogenannten Land-

knechten, die ihren Lohn in Form freier Nutzung des ihnen

angewiesenen Landes erhielten, denÜbergang von der Frone zur

Knechtswirtschaft zu erleichtern. Der entsprechende Paragraph
in der Bauerverordnungen beschränkt aber den Gutsbesitzer

nicht in der Nutzung der „Quote respektive des Sechstels,"
im Gegenteil er besagt, daß dieses Land „zur freien, will-

kürlichen Nutzung dem Gutsbesitzer überlassen bleibt". Da

die Güter meist in der Nähe der Gutshöfe geeigneteres Land

zur Ansiedlung von Gutsknechten zur Verfügung hatten, ist
die Quote in der Regel Pachtbesitz der Bauern geblieben
und nur in seltenen Fällen mit der Gutswirtschaft organisch

verbunden worden. In Estland betrug der mit dem Hofs-
lande verbundene Teil des Sechstels nur der ganzen

Fläche des Sechstels. Eine weitere Bestimmung, die wesent-
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lich dazu beitrug das Aufblühen der Bauerwirtschaften zu

ermöglichen, war die vom Landtage beschlossene Normierung
des noch zulässigen Hilfsgehorchs, d. h. der kontraktlich fest-

gesetzten Arbeitspflicht, die dann übrigens 1868 vollkommen

abgeschafft wurde und auch bei freier Vereinbarung nicht

mehr als 25°/<, der Pachtzahlung betragen durfte.
Um der Agrarreform die Krone aufzusetzen, war es er-

forderlich, den Bauern denAnkauf ihrer Pachthöfe durch Ge-

währung eines billigen langterminierten Kredits zu erleichtern.
In den livländischen Bauerverordnungen von 1848 und 1861

und der estlandischen von 1856 und den ergänzenden Regeln
von 1859 waren Bestimmungen enthalten, die dem bisherigen

Pächter beim Verkauf der Bauerhöfe ein Vorrecht einräum-

ten!, respektive wenn er sich nicht zum Erwerb des Hofes ent-

schließen konnte, ihm eine gesetzlich festgesetzte Entschädigung zu-

sicherten. Zum Zweck der Erleichterung des Vauerlandverkaufs
wurde in Livland die Bauerrentenbank, in Estland die

Vorschußkasse gegründet; aber noch mehr als die beiden

speziell zu diesem Ziel geschaffenen Institutionen, haben die

1802 gegründeten Güterkreditgesellschaften, von denen bereits

oben die Rede war, dazu beigetragen, indem sie sich bereit er-

klärten, entsprechende Quoten der Pfandbriefschuld des Haupt-

gutes auf die beim Verkauf abgeteilten Grundstücke über-

tragen zu lassen. Auf diese Weise war es den Käufern

möglich, mit sehr geringen Anzahlungen die Bauerhöfe zu

erwerben. In den meisten Fällen haben frühere Pächter

ihre Pachthöfe kaufen können, so daß zum Schluß des

19. Jahrhunderts in Kurland in Livland 95»/,, in

Estland 850/ g des Bauerlandes zum selbständigen Klein-

grundbesitz gehörten. Dieser Übergang ist erfolgt, ohne daß

von Seiten der Regierung eine materielle Unterstützung ge-

währt worden ist. — Dabei hatte noch vor dem Verkauf in

Nordlivland. Estland und Ösel, also so weit Esten wohnen
die im Gegensatz zu den von altersher auf Einzelhöfen sitzenden

Letten, in Dörfern siedelten, die sehr komplizierte und kost-
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spielige „Streulegung durchgeführt werden müssen. Diese

bestand darin, daß die bisher in einer gemeinsamen Mark

liegenden Felder, Wiesen und Weiden aller Bauerhöfe eines

Dorfes aufgeteilt wurden, die Höfe nach Möglichkeit arrondiert

d. h. in einem oder nur wenigen Stücken in der Natur ver-

markt und die Wohnhäuser sowie Wirtschaftsgebäude aus

dem Dorfe auf die neuen Grundstücke hinübergebracht und

wieder aufgebaut wurden. Wenn man bedenkt, daß im estnischen

Teil des Baltikums ca. 50000 größere und 23000 kleinere

Bauerhöfe vorhanden sind, daß ferner wohl nicht mehr als

10°/y der Höfe bei der Streulegung auf der alten Stelle

verbleiben konnten, während die übrigen neu aufgebaut
werden mußten, daß ferner über 1600000 Hektar neu ver-

messen, in der Natur vermarkt und auf den Karten eingetragen
werden mußten, so ist es leicht zu berechnen, welche große und

kostspielige Arbeit zum Nutzen des ganzen Landes geleistet
worden ist. Erst nach Beendigung dieser Streulegung war es

auch im estnischen Teil des Baltikums möglich, den Verkauf
desBauerlandesauf einer gesunden Basis durchzuführen. Ohne

sie hätte die Gemengelage Anlaß zu ewigen Streitigkeiten und

zu wirtschaftlichen Verlusten gegeben. Andererseits muß hervor-

gehoben werden, daß durch die Streulegung der Wert der Grund-

stücke sehr gestiegen war, und daß der praktisch veranlagte

Este den Vorteil eines gut arrondierten Hofes sehr zu schätzen
wußte, daher für Höfe, die in einem Stücke Felder, Wiesen und

Weiden enthielten, gern einen weit höheren Preis zahlte, als

für Höfe, die aus mehreren, wo möglich, weit auseinander

liegenden Teilen bestanden. — Auch diese große Kulturarbeit ist

ohne jede Unterstützung der Regierung von den Guts-

besitzern und. soweit der Bau der Gebäude in Betracht kommt,

mit Hilfe der Baugemeinschaft der Dörfer ausgeführt worden.

Während in Livland und Estland, wie wir eben gesehen

haben, die Agrarentwicklung nur nach Überwindung gewisser,

nicht gering einzuschätzenden Komplikationen und in mehreren

Abstufungen erfolgt ist, hat in Kurland der Verlauf einen

Päd. Mag. 1190. Dellingshausen. 3
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mehr stetigen Charakter gehabt. Die Bauerverordnung von

1818 hatte die Freizügigkeit mit einigen Einschränkungen

eingeführt, zunächst blieb noch eine gewisse Gebundenheit an

die Gemeinde bestehen, dann trat erst die volle Freizügigkeit

ein, wobei jedoch das Recht, sich in den Städten nieder-

zulassen, erst 1845 gewährt wurde. Die Agrarregeln von

1863 brachten eine definitive gesetzliche Regelung, ohne aber

die in beiden Schwesterprovinzen durchgeführte Abgrenzung
des Bauerlandes vorzusehen. Erst 1867 wurde das Bauer-

legen durch eine Verordnung untersagt und die Kleingrund-
besitzerrolle ein für alle Mal festgesetzt. Obgleich in Kur-

land die gesetzlichen Verordnungen weniger günstige Be-

stimmungen für die Bauern enthielten als in Livland und

Estland, so ist doch der Verkauf der Bauerhöfe leichter und

rascher vor sich gegangen, was wohl in erster Linie den

günstigeren klimatischen und reicheren Bodenverhältnissen zu-

zuschreiben ist; jedenfalls war in Kurland um die Wende

des Jahrhunderts der Übergang der Höfe ins Eigentum der

früheren Pächter mit nur wenigen Ausnahmen beendet. —

In Ösel hatte der Landtag sich den von Livland 1818

gefaßten Beschlüssen angeschlossen und durch das Bauergesetz

von 1819 eine Regelung der Bauerverhältnisse gegeben, die

der livländischen und estlandischen nachgebildet war. 1865

wurde eine Erweiterung beschlossen, durch die gleichfalls eine

Abgrenzung des Bauerlandes, die Festsetzung langtermi-
nierter Pachten, die Entschädigungsregeln bei Aufgabe der

Pacht infolge Verkaufs des Hofes an einen Fremden und

die Kreditgewährung durch Anschluß an die livländische

Güterkreditgesellschaft bestimmt wurde. —

Eine Lieblingsgründung der Landtage war, neben den

Landesgymnasien, die Volksschule. Wir sahen bereits,

daß schon im 18. Jahrhundert in den meisten Kirchspielen

Parochialschulen und auf einzelnen Gütern Privatschulen

gegründet worden waren. Die Bauerverordnungen von 1816,

1818 und 1819 enthielten bereits Bestimmungen, die für
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jede Gutsgemeinde eine Schule in Aussicht nahmen; die zweite

Verordnung von 1847 für Livland und 1856 für Estland

brachten die Erweiterung, daß auch kleinere Gutsgemeinden

von 300 Seelen die Verpflichtung hatten, die Schule zu

unterhalten, während dem Gutsbesitzer nur eine genau im

Gesetz bestimmte Beteiligung an der Erhaltung der Schule

auferlegt blieb. Trotzdem haben die meisten Gutsbesitzer bis

zu der im Jahre 1887 erfolgten Russifizierung der Volks-

schule freiwillig den ganzen Unterhalt der Schule bestritten.

Um die Mitte des Jahrhunderts wurden von den Landtagen

die Eröffnung von Lehrerseminaren auf Landeskosten durch-

geführt. Zur Beaufsichtigung des Schulwesens waren Organe

geschaffen worden, an denen außer den örtlichen Pastoren

auch Vertreter der Gutsbesitzer und der Bauergemeinden

teilnahmen. Diese gemeinsame Arbeit auf dem Gebiete der

Volkserziehung war ebenso wie das gemeinsame Tagen in

den untersten Justizbehörden ein gutes Mittel, um die sozia-
len Unterschiede auszugleichen und ein normales Verhältnis

zwischen den Gutsbesitzern und der Bauerschaft zu bilden.

1865 wurde durch die neue Gemeindeordnung, die von den

Landtagen beschlossen worden war, die bisher noch unter

Aufsicht des Gutsbesitzers stehende Gutsgemeinde vollkommen

selbständig, auch in administrativer Beziehung, da die Gemeinde-

polizei nicht mehr der Gutspolizei unterstellt, sondern ihr
koordiniert war. Diese Bestimmungen waren geeignet, einen

Zustand zu schaffen, in dem Reibungsflächen zwischen Guts-

besitzern und ihren Bauern möglichst vermieden waren.

Durch den fortschreitenden Bauerlandverkauf verwandelten sich
die bisher vom Gute abhängigen Hintersassen in Nachbarn,
die gleiche Interessen hatten und daher strebten, in guten

Beziehungen mit ihrem Gutsherrn zu leben, dessen höhere

Bildung und größere Kenntnisse auszunutzen, im Interesse
der Bauern lag. — Auf Anregung der ritterschaftlichen Ver-

tretung war in vielen Kirchspielen auf Initiative der Guts-

herrn landwirtschaftliche Vereine der Kleingrundbesitzer ge-
3'
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gründet worden, an deren Spitze in den ersten Jahren meistens

Gutsbesitzer gewählt wurden. —

Diese guten, glücklich geordneten Zustände wurden

durch die Maßnahmen der russischen Regierung in

den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts vernichtet. Auf

die ganze Reihe der Verfügungen, die mit dem Ziele der

Russifizierung der bisher vollkommen deutsch verwalteten

Provinzen erlassen wurden, einzugehen, muß ich mir, wie ich

in meinen einleitenden Worten bereits erwähnte, versagen,

obgleich die Tätigkeit der Ritterschaften zur Abwehr dieser,

die beschworenen Rechte der baltischen Herzogtümer verletzenden

Maßnahmen und Gesetze auch in den Rahmen -meiner Auf-

gabe hineingehören würde. — Es ist bekannt, daß nach der

Reform der Polizei, der Justiz, der Schulverwaltung, noch

Aufhebung des bis 1884 geltenden, die Gewissensfreiheit ge-

währenden Geheimukas Alexander 11., nach Einführung der

russischen Unterrichtssprache in allen Lehranstalten — in dieser

russifizierenden Verwüstung des Bestehenden ein Stillstand

eintrat und den kirchlichen und ritterschaftlichen Ver-

waltungsbehörden die bisherigen Kompetenzen und

die deutsche Verhandlungssprache belassen wurde.

Dieser Umstand ist auf persönliche Beeinflussung des Kaisers

Alexander 111. durch die Landesvertreter zurückzuführen,

durch die er sich, aber leider reichlich spät, davon überzeugen

ließ, daß er durch die Maßnahmen der 80er Jahre die treusten

Untertanen dem Throne entfremdet hatte. — Zu diesem

Vorgehen war er durch die erlogenen Berichte des Senators

Manassein verleitet worden, der auf kaiserlichen Befehl eine

Revision aller Landesbehörden in den Jahren 1883—85 in

Livland und Kurland ausgeführt hatte. Estland war verschont

geblieben, weil der Kaiser Alexander 111- erklärte, er kenne diese

Provinz aus eigener persönlicher Anschauung und könnte sich

nur freuen, wenn überall im Reiche dieselbe Ordnung herrschen
würde. Trotzdem ließ er sich durch die tendenziösenßerichteder von

ihm ernanntennationalrussischen Gouverneureund desSenators

Manassein verleiten, die vonKaiser Peter I. für alle Zeiten dem
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Lande gewährten Rechte, die bisher bei jedem Regierungs-

wechsel, also 9 mal bestätigt wordenwaren, teilweise aufzuheben.

Auf den dem Landtage gebliebenen Gebieten ist in den

90. Jahren eine sehr rege Tätigkeit entwickelt worden. Die

im Mittelalter vielfach vorkommende Lepra (Aussatz) war im

17. Jahrhundert energisch bekämpft worden und galt als er-

loschen. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zeigten sich
wieder einzelne Fälle, deren Zahl zuzunehmen schien. Der Land-

tag bewilligte in Estland Mittel für eine sorgfältige Enquete, die

mehrere Herde dieser Krankheit feststellte. Es wurde darauf ein

Leprosorium eingerichtet, in dem die im ansteckenden Stadium

sich befindenden Kranken eine sorgfältige Behandlung und Pflege

fanden. Jfn Livland wurde auf Jnitative des Prof. Karl Dehio

gleichfalls mit Unterstützung der Ritterschaft der Kampf gegen

diese Geißel der Menschheit durch einen privaten Verein eröffnet.

— In großzügiger Weise fand die Fürsorge für die zahlreichen

Geisteskranken statt. Bisher hatten bloß die Kollegien der all-

gemeinen Fürsorge, — das waren Wohlfahrtsanstalten, die

während der Regierungszeit der Kaiserin Katharina 11. insLeben

gerufen worden waren und modernen Ansprüchen nicht ent-

sprachen, — für Anternierung gemeingefährlicher Geistes-

kranken gesorgt; eine Behandlung und Pflege fand überhaupt

nicht statt.

Um die Wende des Jahrhunderts wurden für Livland in

S tackeln und für Estland bei Reval in Seewald Anstalten

zur Fürsorge der Geisteskranken erbaut und eröffnet, die. auf

modernen Prinzipien beruhend seinem großen Teil der im

Lande festgestellten Kranken Pflege und Heilung bringen
konnten. In Kurland war die öffentliche Wohlfahrt der

Kompetenz Landtages entzogen, weil dieses Gebiet der

herzoglichen Regierung unterstellt gewesen war, und bei der

Vereinigung mit Rußland die Gouvernementsregierung diese

Aufgabe übernommen hatte. Durch Privatstiftung war aber

in der Nähe von Mitau die Anstalt Tabor gegründet

worden, die sich der Fürsorge der Geisteskranken widmete. —
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Der livländische Landtag hatte bereits 1870 in den Kirch-

spielen, neben den Kirchenkonventen, die bisher auch alle

Verwaltungsangelegenheiten für das Kirchenspiel zu erledigen

hatten, Kirchspielskonvente ins Leben gerufen, denen die welt-

lichen Angelegenheiten übertragen wurden. An beiden Kon-

venten nahmen Vertreter der Bauergemeinden zusammen mit

den Gutsbesitzern teil. In den meisten Kirchspielen waren auf

gemeinsame Kosten der Gutsbesitzer und der GemeindenKirch-

spielsärzte aufgestellt worden. — Da die Regierung eine vom

estlandischen Landtage 1881 nach dem livländischen Beispiel

projektierte Einrichtung der Kirchspielskonvente abgelehnt hatte,

weil angeblich die Einführung der russischen Landschaftsordnung

nahe bevorstände, und 1896 auf eine erneute Eingabe derselbe

Bescheid erteilt wurde, so fand der Landtag den Ausweg durch

Schaffung von subventionierten privaten Vereinen, die

sich zur Anstellung von Sanitätsärzten und Hebammen, sowie

Errichtung von Ambulanzstationen verpflichten mußten, dem

wachsenden Bedürfnis der Bevölkerung nach ärztlicher Hilfe

entgegenzukommen. Die Provinz wurde in 30 Sanitäts-

bezirke geteilt, in denen neben der Anstellung der Ärzte und

Hebammen durch Eröffnung von Apotheken und Errichtung

von kleinen Krankenhäusern eine zweckmäßige Verteilung der

medizinischen Hilfe über das ganze Land erreicht wurde

Die Kosten trug die ritterschaftliche Landeskasse.

Auf dem Gebiete des Wjege- und Brückenbaus haben
die Landtage in den letzten Jahren des Jahrhunderts eine

Neuordnung durchführen können, die als Ergänzung zur

bisherigen Wegenaturalprästande einen großen Fortschritt be-

deutete. — Von der Regierung war für die inneren Gouverne-

ments eine Verfügung erlassen worden, die dort eine bei der

Landschaft einzurichtende Wegebaukommission ins Leben rief,

die die Aufgabe übernehmen sollte, den im Inneren des

Reiches sehr im argen liegenden Wegebau in Ordnung zu

bringen. Den baltischen Vertretern gelang es nach lang-

wierigen Verhandlungen von der Regierung den Verzicht
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auf eine bestimmte von den Provinzen für die Friedens-

gerichtsinstitutionen aufzubringende Steuer zu erlangen, deren

Ertrag nunmehr den Landtagen der baltischen Provinzen zu

Wege- und Brückenbauzwecken zur Verfügung gestellt wurde.

Damit war einem dringenden Bedürfnis Rechnung getragen

und es lag nun die Möglichkeit vor, das Land mit Chausseen

zu durchziehen und die vielfach noch vorhandenen Holzbrücken

durch Massivbauten zu ersetzen. — Allerdings machte auch
bei dieser Gelegenheit die Regierung den Versuch, die Rechte
des Landes zu schmälern, indem sie die Ernennung der Wege-

bauingenieure für sich beanspruchte. Nach mehrjährigen Ver-

handlungen gelang es aber den Landesvertretern, durch eine

Entscheidung des Ministerkomitees die Rechte des Landes

wiederherzustellen und fernerhin die Ernennung der Ingenieure

durch die Landesvertretung zu erwirken.

Die größte und bedeutsamste Arbeit, die vom livländischen

Landtage in der letzten Zeit noch durchgeführt werden konnte,

war die Einschätzung aller Grundstücke der Provinz, um

den Wert zu Steuerzwecken festzustellen. Die Schätzung

fand auf Grund der von der Wissenschaft als zweckmäßigste

Methode anerkannten direkten Bonitierung des Bodens statt.

Die Arbeiten haben sechs Jahre gedauert und über eine Million

Rubel gekostet. Der Beschluß des Landtages, die Bonitierung

und die mit ihr verbundene Neuvermessung des Landes

durchzuführen, war vom Gouverneur befürwortet und in einem

Spezialgesetz promulgiert worden. Als die Arbeit fertig

vorlag und die Resultate allgemein als mustergültig an-

erkannt werden mußten, erwies es sich, daß ein Einführungs-

gesetz für die Anwendung der neuen Einschätzung zu Steuer-

zwecken erforderlich war. Dieses Gesetz mußte der inzwischen
in Rußland eingeführten Duma (Volksvertretung) vorgelegt

werden. Die Regierung machte Schwierigkeiten; der Grund

war durchsichtig. Durch die Neuschätzung waren die vielen

großen Kronegüter, der frühere Domanialbesitz, höher als

bisher eingeschätzt worden. Wie im 17. Jahrhundert die
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schwedische Regierung nach Durchführung der Reduktion, als

°/g des Landes der Krone gehörten, von der Freilassung
der Bauern absah, die sie einige Jahre vorher dem Landtage

zugemutet hatte, wie im 18. Jahrhundert die russische Regierung

jeglicher Verringerung der Leistungsnormen der Bauerpächter

abhold war, so haben auch im 20. Jahrhundert rein fiskalische

Gesichtspunkte die Regierungsvertreter veranlaßt, gegen die

Anwendung der erreichten Resultate der Einschätzung sich aus-

zusprechen. Nur mit Mühe gelang es den vereinten Vor-

stellungen der Landesvertreter von Livland und Estland, die

Vorlage des Gesetzprojektes zu erwirken, das dann von der

Duma und dem Reichsrat glatt angenommen wurde. In

Estland hatte sich der Landtag darauf beschränkt, die Schätzung
der Wälder und der nicht landwirtschaftlichen Gebäude in den

Flecken, Hakelwerken und Villenorten, die bisher zu Steuer-

zwecken nicht eingeschätzt waren, durchzuführen, um auch die

Besitzer dieser Immobilien, die von allen Landeseinrichtungen
Vorteil hatten, ohne zur Landessteuer herangezogen zu werden,

nunmehr an den Zahlungen teilnehmen zu lassen. Dieses

Gesetz bedeutete eine Erweiterung der Hoheitsrechte der

Landtage, da eine zahlreiche, immerfort wachsende Kategorie
von Wertobjekten durch diese Verfügung in den Bereich der

Landesinteressen hineingezogen worden war.

Nachdem, wie bereits erwähnt, in den letzten Dezennien
des 19. Jahrhunderts der größte Teil des Bauerlandes in

den Besitz der früheren Pächter übergegangen und damit die

agrare Entwicklung des Landes zu einem gewissen Abschluß

gelangt war, hielten die Ritterschaften den Augenblick für

gekommen, den Esten und Letten auch auf politischem
Gebiete Rechte einzuräumen. Frühere Versuche, die Ver-

treter des Kleingrundbesitzes zu der Verwaltung des Landes

heranzuziehen, waren erfolglos geblieben, so die für Livland

und Kurland 1883 vorgestellte Kreisordnung, die ebenso, wie

die bereits erwähnten für Estland projektierten Kirchspiels-

ordnungen, von der Regierung nicht bestätigt wurden. — Nun
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hatte der Kaiser Nikolaus H. im Dezember 1904 in einem

Erlaß an den dirigierenden Senat von der Notwendigkeit der

Heranziehung aller Volkskreise zur Selbstverwaltung gesprochen
und am 18. Februar 1905 die Aufforderung an alle seine

Untertanen gerichtet, beim Aufbau des Staates durch Ein-

reichung von Vorschlägen mitzuarbeiten. Diese kaiserlichen

Erlasse gaben dem estlandischen Ritterschaftlichen Ausschuß
die Handhabe, den Vertretungen der übrigen baltischen Ritter-

schaften die gemeinsame Beratung der erforderlichen Reform-

projekte vorzuschlagen. Der livländische Adelskonvent schloß

sich dieser Anregung an, und lud die Ritterschaftlichen Ver-

tretungen zu einer im Mai 1905 in Riga zusammentretenden

Konferenz ein. — Auf dieser Beratung wurde ein Gesetz-

projekt ausgearbeitet, auf Grund dessen Vertreter auch der

übrigen Steuerzahler des Landes und der Städte zur Ver-

waltung der Provinz herangezogen werden sollten. — Im

Sommer 1905 nahmen alle 4 Landtage dieses Projekt an und

verzichteten somit auf das bisher allein den Großgrund-

besitzern zustehende Recht der Landesverwaltung und

Vertretung! — Das Gesetzprojekt wurde der Regierung

zur Bestätigung vorgestellt; eine rasche Einführung dieser

Reform hätte eine Beruhigung der Gemüter herbeigeführt
und die aus Rußland herüberschlagenden Wogen der Revo-

lution besänftigt. Der Minister des Inneren Durnowo

lehnte die Bestätigung des Gesetzprojekts ab mit den Worten:

„Den Esten und Letten, die Revolution spielen,
kann keine Teilnahme an der Verwaltung des

Landes eingeräumt werden". — Ein sofortiges ins

Leben treten der neuen Ordnung wäre nur möglich ge-

wesen, wenn die kaiserliche Bestätigung vor dem Zusammen-

treten der Duma, also vor dem 26. April 1906 erwirkt

worden wäre. Die Minister waren trotz wiederholten

Drängens unsererseits nicht dazu zu bewegen. „Es stände

doch für das ganze Reich eine Neuregelung der Landschafts-

verfassung bevor — ein einzelnes Gebiet dürfe nicht bevor-
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zugt werden." Der Chef der Landschaftsabteilung Sinowjeff
aber sagte: „Wozu brauchen Sie eine Landschaftsreform, so

gut und billig, wie die Ritterschaften wird keine Landschafts-

verwaltung, die den ehrenamtlichen Landesdienst nicht ein-

führen könne, das Land verwalten." —

Dagegen war im Herbst 1905 die Wiedererrichtung eines

baltischen Generalgouvernements erreicht worden, von

dem die energischere Vertretung der Interessen der Provinzen

erhofft wurde. — Leider sollte es sich erweisen, daß diese

Voraussetzung eine irrige war; hauptsächlich mag aller-

dings die Unfähigkeit der beiden Generalgouverneure Sologub
und Möller-Sakomelsky den Mißerfolg verursacht

haben. Unter dem Vorsitz der Generalgouverneure arbeitete

der in Riga 1906 und 1907 tagende Eons eil, dem Ver-

treter der Landtage, der Städte und der Bauerschaften an-

gehörten, ein Projekt aus, das in den Grundlagen sich auf den

ritterschaftlichen Vorschlägen vom Mai 1905 aufbaute — die-

selbe paritätische Vertretung des Groß- und Kleingrundbesitzes,
dasselbe Verhältnis für die Hinzuziehung der Vertreter der

städtischen Bevölkerung. In der Reichsduma hat dieses Projekt

mehrere Jahre in den Kommissionen gelegen, teils, weil die

bäuerlichen Vertreter auch für die unbesitzlichen, keine Steuer

zahlenden Bewohner das Stimmrecht beanspruchten, vor allem

aber, weil die Regierung eine Stärkung des russischen Ele-

ments in der Landesverwaltung zu erreichen suchte, was bloß

auf künstlichem Wege zu veranstalten möglich gewesen wäre,

weil tatsächlich nur sehr wenige besitzliche Vertreter dieser

Nationalität in den Ostseeprovinzen vorhanden waren.

Auf zwei erfolgreiche Resultate der Bemühungen der

Landesvertreter möchte ich noch hinweisen: das Toleranzedikt
von Ostern 1905. auf das die Baltischen Ritterschaften
immer wieder hingearbeitet haben und zweitens die Wieder-

erlangung des Rechts, Schulen mit dem Unterricht
in der Muttersprache zu unterhalten. — Die ritter-

schaftlichen Landesschulen konnten im August 1906 ein
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Wiederaufleben feiern und lieferten den Beweis, das die Ritter-

schaften bis zuletzt ihrer Tradition, für die Muttersprache und

den evangelischen Glauben einzutreten, treu geblieben sind. —

Während des Weltkrieges hat die estlandische Ritterschaft

noch einmal den Versuch gemacht, für die 1905 und 1907

beschlossene Einführung der Reformen einzutreten. Auf

Grund der Paragraphen 84 der russischen Grundgesetze
konnte in der Zwischenzeit, wenn die Duma nicht tagte, die

kaiserliche Regierung Gesetze erlassen, die sofort in Kraft

traten, jedoch später die Sanktion der Duma und des Reichs-

rats erlangen mußten. — Zur 100 jährigen Wiederkehr des

Tages der Bestätigung der Freilassung der Bauern

in Estland (23. Mai 1816) bat die Ritterschaft in einem

Immediatgesuch den Kaiser, in Anlaß dieser Tatsache die

Einführung des vom Conseil des Generalgouverneurs 1907

ausgearbeiteten Verfassungsprojekte vollziehen zu lassen. Die

hauptsächlich aus Esten bestehende Stadtverordnetenver-

sammlung Revals hatte das Stadthaupt Iwan Poska

beauftragt, diesen Schritt des Ritterschaftshauptmanns

zu unterstützen, der Prämierminister Stürmer hatte eine

Befürwortung dieses Gesuchs beim Kaiser zugesagt und dem

Gouverneur Werewkin, der sich gleichfalls lebhaft für diesen

Plan interessierte, versprochen, die kaiserliche Entscheidung

zum Jahrestage telegraphisch zuzusenden. Der Gouverneur

war so sehr von der bevorstehenden günstigen Entscheidung

überzeugt, daß er seine für die Eröffnung der Feier vor-

bereitete Rede auf die zu verlesende kaiserliche Zusage ein-

gestellt hatte und, da sie ausblieb, die Rede im letzten

Augenblick dahin ändern mußte, daß begründete Hoffnung

auf Gewährung dieser von der Ritterschaft vorgeschlagenen

Erweiterung der Landesverfassung vorhanden sei.

Der Mißerfolg an der Front hatte offenbar im kaiser-

lichen Hauptquartier jegliches Interesse für die inneren An-

gelegenheiten ertötet, und so verlief auch dieser letzte Ver-

such der Ritterschaft, in unserer Heimat noch vor der bereits
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allgemein erwarteten Katastrophe in Rußland, geordnete

Zustände zu schaffen, im Sande.

Im März 1917 erfolgte die Revolution in Peters-

burg. Der Kaiser dankte ab. Bereits am 30. März

(11. April) erließ die zeitweilige demokratische Regierung
eine Verordnung, welche die Verwaltung in den Baltischen

Provinzen den ritterschaftlichen Großgrundbesitzerlandtagen

nahm und auf einem auf Grund des geheimen, gleichen, allge-
meinen und direkten Wahlsystems gewählten „Gouver-

nementsrat", der von den Esten von vorn herein

..Maapaew" — „Landtag" genannt wurde, übertrug. Diese

Verordnung hatte gleichzeitig eine Teilung der drei baltischen

Provinzen in zwei Gouvernements nach ethnographischem

Prinzip festgesetzt. In Kurland und Südlivland, die bereits

von deutschen Truppen besetzt waren, konnten die Wahlen

nur teilweise stattfinden, dagegen wurden sie in Nordlivland

und Estland vollzogen, so daß der estnische Landtag bereits

am 1. Juli 1917 zusammentreten konnte, da der zum

Kommissar ernannte Posta von sich aus, schon vor der erst

am 22. Juni erfolgten Publikation des endgültigen Gesetzes

und der Wahlordnung, die Wahlen hatte vornehmen lassen.

Zum l. September sollte die ritterschaftliche Vertretung die

Landschaftsangelegenheiten, sowie das Vermögen der Land-

schaft den neuen Organen übergeben, während die rein-ritter-

schaftlichen und kirchlichen Angelegenheiten ihr noch ver-

bleiben sollten. Die ritterschaftlichen Vertretungen Livlands

und Estlands einigten sich dahin, die Übergabe nur unter

ausdrücklichem Protest zu vollziehen, der durch Be-

rufung auf die in den Kapitulationsurkunden von 1710 und

dem Friedensvertrage von Nystadt festgesetzten Rechte der

Ritter- und Landschaft motiviert wurde. —

Im November 1917 fand die zweite Revolution in Ruß-

landstatt, welche dießolschewistenans Ruderbrachte. Ein De-

kret der neuen Gewalthaber vom 8. November a. St. verfügte die

Aufhebung der Stände und Einziehung ihrer Vermögen. —



45

Gleich nach dem Erlaß der die Landesverfassung auf-

hebenden Verordnung der zeitweiligen Regierung vom

30. März hatten die Landesvertreter eine Fühlung mit

der deutschen Regierung gesucht. Seit der Abdankung
des Zaren hielt uns nichts mehr an Rußland, da wir

unsere Heimat, auf Grund der Kapitulationsbestimmungen,
nur als durch Personalunion mit Rußland verbundene

Beistaaten ansahen. Das von den Bolschewisten publi-

zierte Selbstbestimmungsrecht der Völkerschaften, das bis

zur Loslösung von Rußland gehen durfte, gab uns das

formale Recht den Beschluß der Abtrennung zu fassen. — Von

den Bolschewisten war schon Mitte November der estnische Land-

tag auseinandergetrieben und aufgelöst worden. Die ritterschaft-

Liche Vertretung hatte noch im August bei Veröffentlichung des

Protestes gegen die auf Grund des Gesetzes vom 22. Juni voll-

zogeneVerfassungsänderung desLandesstaates sich mitBerufung
auf den Nystädter Frieden dazu bekannt, nach wie vor die Ver-

tretung für das ganzeLand zu beanspruchen. Nun galt es dieser

Pflicht nachzukommen und durch Loslösung Estlands
und Livlands von Rußland der Bevölkerung unserer

Heimat den Anschlnß an einen Rechtsstaat zu ermöglichen.
Für uns Balten konnte dieser Staat nur unser Mutterland

Deutschland sein. Die von den Landesvertretern mit der

deutschen Regierung und der Obersten Heeresleitung geführten
Verhandlungen hatten erwiesen, daß unter gewissen Voraus-

setzungen auch der Anschluß Livlands und Estlands an

Deutschland erhofft werden durfte.
Als ausdrückliche Bedingung war unseren Vertretern in

Berlin mitgeteilt worden, daß die Loslösungsbeschlüsse offi-

ziell der russischen Regierung übergeben werden sollten, weil

die deutsche Regierung die Abtretung der Provinzen auf
Grund diplomatischer Verhandlungen zu erwirken hoffte.
Bei der in Petersburg in den bolschewistischen Kreisen

herrschenden Willkür war die Möglichkeit nicht ausgeschlossen,

ja sogar sehr wahrscheinlich, daß diese neuen Machthaber die
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Kompetenz der alten Landesinstitutionen, im Namen des

ganzen Landes zu handeln, nicht anerkennen würden, da sie

ja auch den auf Grund allgemeiner Wahlen gebildeten est-

nischen Landtag nicht hatten gelten lassen wollen. Unter

diesen Umständen mußten wir damit rechnen, daß uns wegen

des Loslösungsbeschlusses der Hochverratsprozeß drohte. Trotz

dieser berechtigten Bedenken zögerten die Glieder der Landes-

vertretungen nicht, die verlangten formellen Beschlüsse zu

fassen und dieselben in dem von der deutschen Regierung

bezeichneten Augenblick dem russischen Gesandten in Stock-

holm Warowsky zu übergeben. — Das Beispiel der Bor-

fahren, die 1561, 1600 und 1710 vor ähnlichen Ent-

scheidungen gestanden hatten, gab auch uns den Mut, den

Schritt zu wagen, in der Überzeugung, daß das allgemeine Wohl

allein zu entscheiden habe, und der Einzelne verpflichtet sei, sein

Leben einzusetzen, wenn die Zukunft derHeimat es erheische. —

Nach der Befreiung der Provinzen durch die deutschen

Truppen haben die Ritterschaften durch die Berufung der

Landesversammlungen, an denen Vertreter aller Berufsklassen

der Bevölkerung teilnahmen, und durch die Konstituierung

des Landesrats in Riga bewiesen, daß sie bereit waren,

ihren Vorrechten zugunsten der Allgemeinheit zu

entsagen. Die im Herbst 1918 in Riga geführten Ver-

handlungen waren von dem Geiste der Versöhnung getragen

und hätten ohne Frage bei gutem Willen auf der Seite

der Esten und Letten für die ganze Bevölkerung der baltischen

Lande günstigeVerfassungsformen geschaffen. DerdeutscheZu-

s ammenbruch hat die schöne Aussicht, unserer Heimat eine glück-

liche Zukunftunter denSchütze des Deutschen Reiches zu errichten,

vernichtet. Der schöne Traumzerfloß, und die rauhe Wirklichkeit

brachte uns die Entrechtung und Beraubung der Deutschen,

die seit 700 Jahren das Land besessen und verwaltet hatten. —

IV.

Überblicken wir die Tätigkeit der Ritterschaften im

Laufe ihres Bestehens, so müssen wir den Eindruck gewinnen,
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daß derselbe Gedanke, der die Brüder des Deutschen Ordens

ins Land führte — die Aufgabe, christliche Kultur und

deutsches Wesen und Sitte nach Osten zu verbreiten und zu

erhalten, — auch den Ritterschaften als Leitfaden vorgeschwebt

hat. — Neben der gesunden egoistischen Tendenz, die Grund-

lage der eigenen Existenz zu festigen und die erlangten Rechte

auch künftigen Generationen zu bewahren, sind es schon ver-

hältnismäßig früh ideale Ziele, die bei den Entscheidungen
der Ritterschaften ausschlaggebende Bedeutung gewinnen. —

Der ehrenamtliche Landesdienst, der seit altersher erzieherisch

auf die Glieder der Ritterschaft wirkte, hat auch den Blick

für die allgemeinen Belange geschärft. Das Bewußtsein, eine

sittliche Aufgabe zu haben, deren Erfüllung einem jeden

Einzelnen als Ehrenpflicht galt, war Allgemeingut geworden. —

Bei den wiederholt abgeschlossenen Kapitulationen sehen wir,

daß in erster Linie die Erhaltung des evangelischen Glaubens,

der deutschen Sprache, des deutschen Rechts und der auto-

nomen Landesverwaltung, also idealeGüter ausbedungen

werden. — Neben dem bekannten Ausspruch des Land-

marschalls Hamilkar Baron von Fölkersahm, daß „der Wert

einer Körperschaft nicht in den erlangten Rechten, sondern

in den übernommenen Pflichten liege", ist es angezeigt an

ein Wort zu erinnern, das Graf Alexander v. Keyserling,
der Jugendfreund Bismarcks, im Jahre 1859 bei seiner

Wiederwahl zum Ritterschaftshauptmann in seiner Landtags-

eröffnungsrede prägte. Er bezeichnete Estland, in das er

nach seiner Heirat übergesiedelt war, als „jenes seltsame

Land, in demnicht Reichtum, vornehme Geburt oder hoher Rang
dem Manne eineS tellung einräumen,s ondern allein dieBereit-

willigkeit im Dienste der Allgemeinheitzu wirken." — Die Über-

zeugung, daß „Macht nur berechtigt ist, soweit sie Dienst

bedeutet", war jedem von Jugend auf eingeprägt worden und

hat dazu beigetragen, daß in unserer Heimat die Erfüllung der

Pflichten als etwas Selbstverständliches galt. Der korporative

Zusammenhang zwang die Glieder der Ritterschaft zu dieser Auf-



48

Fassung und gab ihnen den erforderlichen Halt. — Diese

Geistesrichtung bewirkte, daß im Balten, neben dem Pflicht-

bewußtsein, das ausgesprochene Selbstbewußtsein —jene Herren-
natur — sich ausbildete, die von vielen uns zum Vorwurf

gemacht wird, um die uns aber auch mancher beneidet. —

Es ist naheliegend zum Schluß unserer Betrachtung der

Frage näherzutreten, welche Fehler und Unterlassungen die

Ritterschaften sich im Laufe der Zeiten haben zu Schulden
kommen lassen. Daß überhaupt solche vorgekommen sind,

wer möchte es leugnen; sie konnten nicht ausbleiben, wird

zugegeben werden müssen, wenn man bedenkt, welche schwere

Heimsuchungen das Land durch die fortwährenden Kriege

zu erleiden hatte, die immer wieder alle Anfänge der Kultur

vernichteten. — Wir sahen bereits, daß möglicherweise,

ein zielbewusteres Vorgehen der Ritterschaften 1525 den

Ordensmeister Plettenberg bewogen hätte, seine Bedenken

gegen eine Säkularisation Livlands, nach dem Bei-

spiel Preußens, fahren zu lassen. Die Entscheidung lag

aber damals nicht bei den Ständen, und wir müssen wohl

zugeben, daß bei den mangelhaften Berichten aus jenen

längst vergangenen Zeiten ein Urteil zu fällen äußerst schwer

fällt; eine jede Zeit darf nur entsprechend den gleich-

zeitig herrschenden Anschauungen beurteilt werden, und wir

dürfen nicht vergessen, daß damals die mit dem Vordringen
der neuen Lehre verbundenen Kämpfe erst begonnen hatten,
und noch keine Klärung vorlag. Die Beschlüsse der

Jahre 155Lund 1600 auf Anschluß an das protestantische

Schweden beweisen, wie gesinnungstreu und furchtlos die

Stände in Estland an der neugewonnenen Überzeugung fest-

hielten. Ebenso haben die Ritterschaften in Livland, trotz
der äußeren Not, mannhaft gegen den Terror der polnischen

Gegenreformation Widerstand geleistet. Wenn nicht
ein äußerer Feind das Land verwüstete, so waren es Über-

griffe der Regierungen, die dem Lande das schwerste
Leid brachten und die Tätigkeit der Landtage hinderten. —
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Innerer Frieden und Ruhe traten erst 1710 mit der

russischen Herrschaft ein, sie dauerten bis zum letzten Viertel

des 19. Jahrhunderts, worauf die Regierung durch ihre

Übergriffe, zunächst auf kirchlichem, dann auch auf kulturellem

und politischem Gebiete die Untergrabung der deutschen
Kultur unternahm. — Der häufig wiederholte Vorwurf,

dieRitterschaften hätten es unterlassen, rechtzeitig die indigenen

Völkerschaften zu germanisieren, läßt sich durch den Hinweis

widerlegen, daß eine Entnationalisierung eines Volkes, wie

die Geschichte lehrt, sich nur mit Hilfe von Bevölkerungs-

schichten durchführen läßt, die auf gleicher Kulturstufe stehen.
Nun hatte nach der Schlacht bei Tannenberg 1410 der

Zuzug der deutschen Bauern nach Livland aufgehört, weil

die Verbindung zu Lande durch Litauen unterbrochen war

und die Bauern sich nicht entschließen konnten, übers Wasser

zu gehen. — Von 1561 an waren die Provinzen mit

Deutschland nicht mehr staatsrechtlich verbunden und Polen,

Schweden und besonders Rußland waren nicht gewillt, eine

weitere Stärkung des Deutschtums zuzulassen. Zwangs-

maßnahmen der Landtage wären von der russischen Re-

gierung nicht zugelassen worden, sie erschienen auch nicht

erforderlich, weil eine normale Germanisiernng der

kulturell aufsteigenden Esten und Letten all-

mählich erfolgte, dann allerdings jäh durch die russischen Schul-

reformen der Jahre 1887 bis 1890 unterbrochen wurde. —

Ich glaube durch den flüchtigen Überblick, mit dem ich
die Tätigkeit der Ritterschaften gezeichnet habe, den Beweis

erbracht zu haben, daß der Wille, die hohe Aufgabe
des Landesregenten, für die Wohlfahrt aller Schichten
der Bevölkerung zu sorgen, bei den Ritterschaften vorgelegen

hat, und daß diese Ausgabe treu und gewissenhaft erfüllt

worden ist. — In kaum 80 Jahren ist im Laufe des

19. Jahrhunderts aus den Leibeignen, nicht nur durch

ihren eignen Fleiß, sondern in erster Linie dank den Maß-

nahmen der ritterschaftlichen Landtage ein wohlhabendes
Päd. Mag. 1190. Dellingshausen. 4
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Bauernvolk entstanden. Über die Hälfte des Kultur-

landes in den Provinzen haben die Bauern zum Eigentum

erworben und ihre Söhne, die nicht die heimatliche Scholle

bearbeiteten, haben dank der von den Ritterschaften schon

frühzeitig, früher als in manchem westeuropäischen Staate,

durchgeführten allgemeinen Schulpflicht in den Städten der

Heimat und im weiten russischen Reiche zu höheren

Stellungen aufrücken können. Die normale Weiterentwicklung

ist lediglich durch das störende Eingreifen der

russischen Regierung und die schamlose Hetze der russi-

schen und der von ihr beeinflußten nationalen lettischen und

estnischen Presse verhindert worden.

Auf die häufig aufgeworfene Frage, ob ein rechtzeitiges

Berücksichtigen der Wünsche der Regierung nicht angezeigt

gewesen wäre, sei mir gestattet, noch mit einigen Worten

einzugehen. Zunächst möchte ich feststellen, worin denn

diese Wünsche der Regierung bestanden haben sollen. Daß

die russische Semstwo (Landschaftsverfassung der inneren

Gouvernements) in unveränderter Form nicht auf die ganz

anders gearteten Verhältnisse der Baltischen Provinzen an-

gewandt werden konnte, hat die Regierung selbst einsehen

müssen; die von den Landtagen 1881, 1883 und 1896 vor-

gestellten Projekte einer Heranziehung von Bauervertreter

zu der Landesverwaltung im Kreise und Kirchspiel wurden

aber nicht bestätigt, weil in diesen Projekten vor allen

Dingen an den durch die Kapitulationen bestätigten Rech-

ten — der deutschen Sprache und der uneingeschränkten

Selbstverwaltung — festgehalten wurde, Rechte, die. neben

dem evangelischen Glauben als heiliges Vermächtnis der

Bäter zu bewahren, unsere vornehmste Pflicht war. — Es

ist nachweisbar, daß vom Jahre 1881 an die Einführung

der russischen Verhandlungssprache eine notwendige Be-

gleiterscheinung jeder Reform gewesen wäre. Das Auf-

geben der Muttersprache — nicht nur der

deutschen, sondern auch der estnischen und
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lettischen, die in den untersten Behörden zur Zeit der

ungeschmälerten deutschen Verwaltung eine der deutschen

gleichberechtigte Stellung hatten — und der Verzicht

auf die autonomeSelbstverwaltung waren ein zu

hoher Preis für das zweifelhafte Glück, durch die An-

nahme russischer Nivellierungsprojekte im großen russischen

Völkermeere unterzugehen.

Und doch mag es einen Augenblick lgegeben haben, in

welchem durch kluges Ausnutzen der Sachlage und der den

Provinzen günstigen Stimmung des Kaisers Alexander 11. die

Möglichkeit vorhanden war. die durch die Kapitulationen von

1710 von den Ritterschaften dem Lande erworbenen Rechte,

durch eine kühne Ausdehnung auf alle übrigen Stände für

die Heimat zu retten. — Als 1865 und 1866 der Güter-

besitz von den Ritterschaften freigegeben worden war, hätte

eine Reform des Landtages und eine Zulassung !von Ver-

tretern des neuentstehenden Meingrundbesitzes zur Landes-

verwaltung in der Konsequenz jenes ersten Schrittes gelegen.

Tatsächlich haben auch weitschauende Männer Ende der

60erZ Jahre diesen Gedanken gehabt und jdiese Anschauung

vertreten. Die Verhältnisse im Lande waren aber

noch nicht für diese Reform herangereift, da der

Bauerlandverkauf ja eben erst begonnen hatte. (In Estland

z. B. waren bis 1870 nur etwa 20 Verkaufskontrakte in die

Grundbücher eingetragen worden.) Dieser Vorschlag ent-

sprach' so wenig dem damaligen Zeitgeist, der seinen prä-

gnantesten Ausdruck in den Schriften des Prof. Karl Schirren

gefunden hatte, daß die Väter dieses Gedankens ihren Vor-

schlag nicht einmal vor den Landtag in Estland zu bringen

sich getrauten. — Als ein Jahrzehnt später der Landes-

bevollmächtigte Graf Hugo v. Keyserling dem Landtage in

Kurland sein Landschaftsprojekt die kurländische

Ritterschaft dieses Projekt mit Recht ab, weil es feststand,

daß die Regierung, die eben noch bei Einführung der neuen

Städteordnung in denBaltischen Provinzen 1877 die deutsche
45
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Verhandlungssprache zugelassen hatte, jetzt von der Forderung
einer Anwendung der russischen Sprache im schriftlichen und

mündlichen Verkehr nicht ablassen würde. —

Das aber durfte nicht geschehen? Die von den Vätern

ererbten Rechte, die Muttersprache, die autonome Verwaltung
und die Selbständigkeit der Entwicklung mußten dem ganzen

Lande erhalten bleiben — da durfte kein Titelchen freiwillig

aufgegeben werden, wollten wir uns treu bleiben und nicht
die Achtung vor uns selbst verlieren.

„Feststehen wird unsere Aktion, ausharren, das soll die

Summe unserer Politik sein? Verlieren wir dabei das recht-

mäßige Erbe, welches unsere Väter uns hinterließen, so haben

wir es wenigstens nicht feige verraten und, die Ehre gerettet,

ist alles gerettet." — So schrieb 1869 Karl Schirren und

1918 sang Christoph Mickwitz das hohe Lied unserer geistigen

Güter, indem er als heiliges Gut bezeichnete:

„Und das höhere Recht, trotz Tod und Verderben,

Als Deutscher zu leben, als Deutscher zu sterben!"

Diese beiden Aussprüche entsprechen der Mentalität der

Glieder der alten Generation, die ein Aufwärts nicht mehr

erleben zu können glauben — die Jugend aber und die

Männer, die in der Landeswehr und im Baltenregiment für

die Errettung der Heimat gekämpft haben, sollen an der

Überzeugung festhalten, daß es ihre Aufgabe ist, auch unter

veränderten Verhältnissen an dem Ziele festzuhalten, dem

Deutschtum den ihm gebührenden Einfluß in der

Heimat wiederzugewinnen. Hoffen wir, daß die Ge-

schichte einst melden kann, daß es ihnen gelungen ist, die

Bodenständigkeit wieder zu erreichen und damit eine sichere

Grundlage für die weitere Zukunft des Deutschtums im

Baltikum zu erhalten.

Das walte Gott!
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1167. Hlumksr, vr. ?r. veitraZs 2ur osBLtriczdts unä Nstdsäil: äsr

1168. gsQuÄudsr, vr. R.. vsr XVsrt äsr NstnoäsQ ?ur ?rüku.oK äkB Birt-

liedsQ ?üiilsiiB 1,50 N,

1169. ?kavQl:uoQ6, vr. Ssnk säsr 'vVittsudsrA? 2.25 N.

1170. 'M'aArisr, vr. H., vowrsueliuriASii übsr ais äsr ruro. ri. Bpsrtl.
n. idrs LsäsuwiiA k. a. 2,00 N.

1171. 'vVinlvlsr, v.. vis LssdaeiiwriA im Iliiwrrielit. 0,55 N.

1172. ?rok. Vr. N., vis Lars aiB <Zirslls äsB Bittlisii6ir I.sksoB in

VM uriä Btgat. 1,40 Ztl.

1173. visbsrt, ?rok. vr. UriM äsr 1,90 N.

1174. Lavtimarm, vr. l?r., VaB iiolläiiä. Voli<BBc:imiA6B6t2 von 1920 u. 8.

1,85 N. nac-tr 0. 1,40 N.

1175. lanelv, Bwä.-katvis VsB6il3eQÄktBoräurmAunä iars natürl.Vruriä-

-1176. NaAg,BÄiiik, vr. (?., Liv VerZlsisri äsii VvrsuB3st2UQASll
äkB Realismus riuä läsaÜBmuB. 4,— N.

1177. Weimar, vrok. v. 0., ver m NuBili, ?068is u. visä. 2,10 U.
1179. Ropp, vr. 'VV., vas Niiieu. 4,60 M.

1180. obsrlÄllä6BA6ri(;iiiBrÄt Otto, vis BÄarkraZ6. 1,50 üä.

*1182.' Osllraä, vr. 0,, ?aui äs I.AMräs. 1,40 N.

0,65 N.
1184. vsedsr, Oed. Rsx.-Kat ?rok. vr. L., 17r. 5. BedsllmA. 0,70 N.

1185. L., VaB Närodsn in äsr 1,50 N.

1186. vuptsiä, vroL. v. k.. (NriÄsotum uuä dsiäiBsiisr I,Bo^l.
1187. üsllsr, vr. L., Krüns öaueii a. xmlsssM a. vatsrl. OsäaQksus. 0,90N.

1192. Skk. vrok. v. vr. v., Sottsstum im Volzum. 1,35 N.

beweisen äurck jeäe vucnrianälun^.
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